
Personen-Suchergebnisse: reichskanzler

24. September 1862 – Otto von Bismarck wird Preußischer Ministerpräsident

Berlin * Der Preußische Gesandte in Paris, Otto von Bismarck, wird zum Preußischen

Ministerpräsidenten ernannt. Bismarck ist als hochkonservativ und als „personifizierte

Konterrevolution“ gefürchtet.    Er verspricht König Wilhelm I. die Stabilisierung der königlichen

Macht und die Niederwerfung der liberalen Parlamentsherrschaft. Ihm geht es aber um mehr.

Bismarck versteht seine Ministerpräsidentschaft nur als Mittel zur Erreichung eines höheren

Zieles. Er will die Oberherrschaft [= Hegemonie] Preußens in Deutschland - auf Kosten

Österreichs. 

1867 – Gerüchte über eine Geisteskrankheit des bayerischen Prinzen Otto

München - Berlin * Der preußische Gesandte Freiherr von Werther berichtet an

Reichskanzler Otto von Bismarck über umlaufende Gerüchten einer Geisteskrankheit des

bayerischen Prinzen Otto. Es gibt Überlegungen, ihn von der Thronfolge auszuschließen.

Angeblich leidet er „an einem kalten Fieber“. 

17. November 1870 – Bismarck wird über König Ludwigs II. Geldprobleme informiert

München * Der Preußische Gesandte Georg Freiherr von Werthern informiert den preußischen

Ministerpräsidenten Otto von Bismarck über die Geldprobleme König Ludwigs II.:      „Der König

von Bayern ist durch Bauten und Theater in große Geldverlegenheiten geraten. Sechs Millionen

würden ihm sehr angenehm sein, vorausgesetzt, dass die Minister es nicht erfahren. Für diese

Summe würde er sich auch zur Kaiser-Proclamation und Reise nach Versailles entschließen." 

30. November 1870 – Ludwig II. schreibt den Kaiserbrief an König Wilhelm I. von Preußen

München * Bayernkönig Ludwig II. schreibt den sogenannten Kaiserbrief an König Wilhelm I. von

Preußen. Darin regt er die „Wiederherstellung der deutschen Kaiserwürde“ und eines Deutschen

Reiches an. Im Namen aller Bundesfürsten trägt er dem Preußenkönig die Kaiserkrone, die

höchste deutsche Würde, an.      Oberststallmeister Max Graf von Holnstein hat gemeinsam mit

Bismarck den Brief entworfen, den der mit Zahnschmerzen im Bett liegende Bayernkönig nur ab-
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und unterschreiben muss. Noch am selben Tag reist Graf Holnstein nach Frankreich und

überreicht dort den entscheidenden Brief an Prinz Luitpold.      Für diesen bayerischen

Ausverkauf wird König Ludwig II. allerdings persönlich mit rund fünf Millionen Mark aus Bismarcks

Welfenfond entschädigt. Jedenfalls wird dem König lange Zeit unterstellt, dass der Kaiserbrief der

noble Preis für diese Rentenzahlung gewesen ist. Max Graf von Holnstein, der Überbringer des

Geldes und Mitbegründer der Bayerischen Vereinsbank, ist mit zehn Prozent an diesem Deal

beteiligt. 

19. Dezember 1870 – Kanzler Otto von Bismarck leitet eine Verfassungsänderung in die Wege

Berlin * Nach König Ludwigs II. Kaiserbrief vom 30. November 1870 reagiert Kanzler Otto von

Bismarck und leitet eine Verfassungsänderung in die Wege, durch welche die Bezeichnung

„Deutscher Bund“ in „Deutsches Reich“ und „Deutscher Kaiser“ eingeführt wird.     Dies geschieht

auch im Einvernehmen mit der bayerischen Regierung. Spätestens jetzt ist es mit der

Souveränität Bayerns vorbei. 

17. Januar 1871 – Der angehende Kaiser flippt aus

Versailles • Dass der Norddeutsche Bund den Titel „deutscher Kaiser“ beschlossen hat,

verärgerte den Preußenkönig Wilhelm I. derart, dass er noch bei den Schlussberatungen einen

Tag vor der Proklamierung erklärt, „er wolle Kaiser von Deutschland oder gar nicht Kaiser sein“.   

Weder Bismarck noch Wilhelms Sohn können ihn überzeugen. Im Gegenteil: „Im höchsten Zorn

sprang der König schließlich auf, brach die Verhandlungen ab und erklärte, von der morgen

angesetzten Feier nichts mehr hören zu wollen.“ 

18. Januar 1871 – Prinz Otto empfindet die Kaiserproklamation als bedrückend

Versailles * Als König Wilhelm von Preußen in der Spiegelgalerie von Schloss Versailles zum

Deutschen Kaiser ausgerufen wird, lässt sich der Bayernkönig Ludwig II. von Prinz Otto und

seinem Onkel Luitpold vertreten. Otto empfindet die Kaiserproklamation als bedrückend. Seinem

Bruder klagt er: „Der deutsche Kaiser, das deutsche Reich, Bismarck, die laute preußische

Begeisterung, die vielen Stiefel, das alles macht mich sehr traurig“.      Ein böses Gerücht macht

die Runde, in dem Otto nachgesagt wird, er hätte während der Proklamation zu Versailles „infolge

einer plötzlichen Diarrhöe ein degoutantes Malheur gehabt“. Das heißt, er hat - aus ohnmächtiger

Enttäuschung und Widerwillen, vielleicht aber auch schon als Folge seiner geistigen Zerrüttung -
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in die Hose gemacht. In Bayern geht der Satz um: „Otto hat auf Preußens Kaiserkrone

geschissen!“ 

15. November 1871 – Prinz Ottos Geisteskrankheit wird an Bismarck gemeldet

München - Berlin * Prinz Ottos Geisteskrankheit wird an Reichskanzler Otto von Bismarck

gemeldet.

4. Juli 1872 – Das Jesuitengesetz erklärt die Gesellschaft Jesu zu Reichsfeinden

Berlin * Reichskanzler Otto von Bismarcks Jesuitengesetz erklärt die Mitglieder der Gesellschaft

Jesu zu Reichsfeinden.

25. September 1873 – Bismarcks erste Zahlung aus dem Welfenfonds trifft in München ein

Berlin - München * Die erste Zahlung Bismarcks aus dem sogenannten Welfenfonds trifft in

München ein.

13. Juni 1878 – Der Berliner Kongress soll die Balkankrise beenden

Berlin * In Berlin beginnt unter der Führung des Reichskanzlers Otto von Bismarck ein Kongress,

der die Balkankrise beenden und eine neue Friedensordnung für Südosteuropa aushandeln soll.

Der Berliner Kongress endet am 13. Juli mit dem Berliner Vertrag. 

21. Oktober 1878 – Gesetz gegen die gemeingefährlichen Bestrebungen der Sozialdemokratie

Berlin - Deutsches Reich - München-Au * Da die Zahl der Anhänger der sozialistischen

Arbeiterbewegung ständig wächst und von Wahlerfolg zu Wahlerfolg eilt, setzt Reichskanzler Otto

von Bismarck das Gesetz gegen die gemeingefährlichen Bestrebungen der Sozialdemokratie in

Kraft.    Davon unabhängig fördern die Bischöfe die katholischen Werktätigen finanziell und ideell

mit der Organisation von Arbeitervereinen, darunter den Katholischen Arbeiterbund und dem

Kolpingverein. Auch die Josephshäuser in der Hochstraße zeugen von diesen Aktivitaten.   

Während es den sozialdemokratischen Arbeitervertretungen um eine harte Vertretung der
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Arbeitnehmerinteressen gegenüber den Unternehmern und dem Staat geht, ist das oberste Ziel

der katholischen Arbeitervereine die „christliche Lebensführung der Arbeiterfamilien“ und die

Förderung sowie den Erhalt von „Religion und Sittlichkeit bei den Arbeitern“.

28. März 1884 – Die Deutsch-Ostafrikanische Gesellschaft wird gegründet

Berlin * Die Deutsch-Ostafrikanische Gesellschaft wird gegründet, um eine deutsche Ackerbau-

und Handelskolonien in Übersee zu errichten. Die deutsche Reichsregierung steht dem Projekt

von Anfang an ablehnend gegenüber. Reichskanzler Otto von Bismarck spricht über das, was

Peters der Regierung vorlegt abschätzig: „ein Stück Papier mit Neger-Kreuzen drunter“.   

Nachdem aber Carl Peters damit drohte, das Land an König Leopold von Belgien zu geben, lenkt

Bismarck ein und lässt einen kaiserlichen Schutzbrief für die Erwerbungen der

Deutsch-Ostafrikanische Gesellschaft ausstellen. Damit ist der Grundstein für die spätere Kolonie

Deutsch-Ostafrika gelegt. 

April 1884 – König Ludwig II. hat 7,5 Millionen Mark Schulden

München * Die Schulden König Ludwigs II. belaufen sich auf 7,5 Millionen Mark, obwohl er seit

dem Jahr 1873 insgesamt 5 Millionen Mark aus dem von Otto von Bismarck verwalteten

„Welfenfond“ erhalten hat.

Juni 1884 – Ein Bankenkonsortium übernimmt die Schulden von König Ludwig II.

München * Ein Bankenkonsortium bestehend aus der Bayerischen Bank, der Bayerischen

Hypotheken- und Wechselbank und der Süddeutschen Bodenkreditbank übernimmt ein Darlehen

in Höhe von 8 Millionen Mark, und Bismarck legt noch eine Million Mark aus seinem

„Reptilienfond“ oben drauf, zur Tilgung der Schulden König Ludwigs II.

28. Oktober 1884 – Über das Kolonialfieber die Reichstagswahlen beeinflussen

Berlin * Reichskanzler Otto von Bismarck ändert seine Einstellung gegenüber der

Kolonialpolitik in Hinblick auf die Reichstagswahlen aus innenpolitischen Gründen. Über das

Kolonialfieber will Bismarck die am 28. Oktober angesetzten Reichstagswahlen zugunsten der

regierungsfreundlichen Parteien zu beeinflussen, da die bürgerliche Linke und die
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Sozialdemokratie offen zu ihrer Kolonialgegnerschaft steht.    Und tatsächlich verliert das

linksliberale Lager, bestehend aus der Deutschen Fortschrittspartei, der Liberalen Vereinigung,

der Deutschen Freisinnigen Partei und der Deutschen Volkspartei 41 Sitze im Reichstag und fällt

von 115 auf 74 Mandate zurück. Unabhängig davon können die Sozialdemokraten - trotz der

Behinderungen durch das Sozialistengesetz - ihre Mandate von 12 auf 24 verdoppeln. 

29. September 1885 – Bei den Konservativen besteht keine Neigung für eine Finanzhilfe

München-Kreuzviertel * Die Sitzungsperiode des Bayerischen Landtags beginnt.      Nachdem

Reichskanzler Otto von Bismarck die Übernahme der Schulden von König Ludwig II. durch den

Landtag vorgeschlagen hat, entwickelt sich bei den Abgeordneten der Patriotenpartei eine für den

König sehr ungünstige Stimmung. Pläne zur Erhöhung der Zivilliste, um König Ludwig II. - unter

strengen Auflagen - die Abzahlung seiner Schulden zu ermöglichen, werden zwar diskutiert, aber

nicht weiter verfolgt.      Bei den Konservativen besteht keine Neigung für eine Finanzhilfe. „Wir

halten fest zu unserem angestammten Fürstenhause, zu unserem Könige, aber was auch

kommen möge, wir werden auch die Interessen des Volkes hoch halten, Wünschen gegenüber,

die mit dem Volkswohl nicht im Einklang stehen“. Eine Diskussion des Themas im Landtag wird

sogar als gefährlich bezeichnet, „denn die Stimmung im Lande sei der Art, daß jede Discussion

die Aufregung bis zum Überlaufen steigern und Dinge ans Licht bringen könne, über die man sich

entsetzen würde“. 

20. März 1890 – Otto von Bismarck wird als Deutscher Reichskanzler entlassen

Berlin * Otto von Bismarck wird von Kaiser Wilhelm II. als Deutscher

Reichskanzler&nbsp;entlassen.&nbsp;

24. Juni 1892 – Otto von Bismarck samt Gemahlin halten sich bis 26. Juni in München auf

München - München-Maxvorstadt * Otto von Bismarck samt Gemahlin halten sich bis 26. Juni in

München auf. Sie wohnen in der Künstlerresidenz Franz von Lenbachs.

6. Dezember 1897 – Kolonien für die zu spät gekommene Nation

Berlin * Der spätere deutsche Reichskanzler Bernhard von Bülow fordert „einen Platz an der
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Sonne“ für die angeblich „zu spät gekommene Nation“, wobei neben dem Besitz von Kolonien ein

Mitspracherecht in allen kolonialen Angelegenheiten gemeint ist. 

1902 – Benno Beckers Villa in der Maria-Theresia-Straße 26

München-Bogenhausen * Benno Becker, Landschaftsmaler und Schriftführer der Münchner

Secession, lässt sich in der Maria-Theresia-Straße 26 eine Villa erbauen. Die Pläne stammen von

Paul Ludwig Troost, der 30 Jahre später zum Lieblingsarchitekten Adolf Hitlers aufstieg.

15. März 1905 – Das Deutsche Reich will Marokkos Wirtschaftsinteressen verteidigen

Berlin * Reichskanzler&nbsp;Bernhard von Bülow gibt im Reichstag&nbsp;bekannt, dass das

Deutsche Reich&nbsp;Schritte zur Verteidigung der Wirtschaftsinteressen in Marokko

unternehmen wird. Dabei hatte Deutschland bis dahin niemals Einwände gegen die von

Frankreich ausgeübte Kontrolle des Militärs, der Polizei, der Verwaltung, der Banken und des

Handels in Marokko erhoben.&nbsp;

1906 – Reichskanzler Bernhard von Bülow fordert „einen Platz an der Sonne“.

Berlin * Der deutsche Reichskanzler Bernhard von Bülow fordert „einen Platz an der Sonne“. In

Afrika hatte Deutschland seit den 1880er-Jahren mit Deutsch-Ostafrika, Togo, Kamerun und

Deutsch-Südwestafrika Gebiete an der Ost- und Westküste besetzen können. Deutschland wirft

konkret ein Auge auf den belgischen und französischen Kongo. 

13. Dezember 1906 – Mehrheit gegen die Fortsetzung des südwestafrikanischen Kolonialkrieges

Berlin * Bei der Abstimmung im Reichstag kommt eine knappe Mehrheit von 177 zu 168 gegen

den Nachtragshaushalt zur Fortsetzung des südwestafrikanischen Kolonialkrieges zustande.

Daraufhin lässt Reichskanzler Bernhard Fürst von Bülow - in Einvernehmen mit Kaiser Wilhelm II.

- noch am gleichen Tag den Reichstag auflösen. 

14. Juli 1909 – Theobald von Bethmann Hollweg wird zum Reichskanzler ernannt

Münchner Zeitensprünge Seite 6/53



Berlin * Theobald von Bethmann Hollweg wird in Berlin zum Reichskanzler ernannt. 

27. Juli 1914 – Das Deutsche Reich lehnt britischen Konferenz-Vorschlag kategorisch ab

Berlin * Das Deutsche Reich lehnt den britischen Vorschlag einer Außenministerkonferenz zur

Beilegung des Konflikts kategorisch ab und besteht auch weiterhin auf einer Lokalisierung des

Konflikts.    Der aus dem Urlaub zurückgekehrte Kaiser Wilhelm II. sieht in der serbischen Antwort

eine „Kapitulation demütigster Art“, mit der jeder Grund zum Krieg entfallen sei. Sein Auftrag an

Reichskanzler Theobald von Bethmann Hollweg, in Wien entsprechend zu intervenieren, wird von

diesem jedoch ignoriert und erst verspätet weitergegeben.

28. Juli 1914 – Suche nach überzeugenden Argumenten

Berlin - Wien * Der deutsche Reichskanzler Theobald von Bethmann Hollweg bemüht sich

inzwischen halbherzig, die Wiener Regierung von ihrem harten Kurs abzubringen. Er ist zwar von

der „Unvermeidbarkeit“ eines Großen Krieges überzeugt, will aber gegenüber der Öffentlichkeit

den Nachweis führen, dass die Aggression von Russland ausgeht.      Denn, so Bethmann

Hollweg in einem Schreiben an die K.u.K.-Regierung, ein europäischer Krieg lässt sich ohne

Zustimmung der Bevölkerung nicht führen, weshalb es „eine gebieterische Notwendigkeit [ist],

dass die Verantwortung für das eventuelle Übergreifen des Konflikts [...] unter allen Umständen

Russland trifft“.    Die Mahnung verhallt ungehört, weil gleichzeitig der

deutsche General­stabschef Helmuth von Moltke seinem österreichischen Kollegen Conrad von

Hötzendorf versichert, dass Deutschland selbstverständlich den österreichisch-ungarischen

Kriegskurs unterstützen wird.  

3. August 1914 – Deutschland bringt ein Weißbuch heraus

Berlin * Als erste kriegführende Macht bringt Deutschland ein Weißbuch heraus. Darin enthalten

sind Aktenstücke, die beweisen sollen, dass sich Deutschland bis zuletzt um den Frieden bemüht

hat und damit die Burgfriedenspolitk gegen kritische Fragen erhärten kann. Das Weißbuch wird

vom Reichskanzler Theobald von Bethmann Hollweg dem Reichstag vorgelegt.      Auch die

anderen, am Krieg beteiligten Nationen bringen ähnliche Dokumentsammlungen in ihren

Landesfarben heraus. Doch alle derartigen Publikationen erhalten neben Flüchtigkeitsfehlern

auch gezielte Fälschungen. 
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4. August 1914 – Großbritannien tritt in den Krieg ein

Berlin - London * Am Abend hält Reichskanzler Theobald von Bethmann Hollweg dem britischen

Botschafter vor, wie furchtbar es wäre, wenn es zwischen Deutschland und England - „wegen

eines Fetzens Papier“ - zum Krieg kommen würde. Diese abschätzige Bezeichnung Bethmann

Hollwegs für den „Vertrag über die belgische Neutralität“ wirft ein grelles Licht auf die deutsche

Haltung und wird daher von der englischen Propaganda sofort in einem Plakat umgesetzt.      Die

Verletzung der belgischen Neutralität durch das Deutsche Reich leistet einen entscheidenden

Beitrag, die öffentliche Meinung in Großbritannien für den Krieg gegen Deutschland zu

mobilisieren. Großbritannien erklärt daraufhin konsequenterweise Deutschland den Krieg.      Die

Armeen der Mittelmächte haben eine Kriegsstärke von 3,5 Millionen Soldaten, davon 2,1

Millionen deutsche; die Entente verfügt dagegen über 5,7 Millionen Soldaten. 

4. August 1914 – Erklärung zum unberechtigten Einmarsch ins neutrale Belgien

Berlin - Brüssel * Reichskanzler Theobald von Bethmann Hollweg gibt vor dem Reichstag eine

Erklärung zum unberechtigten Einmarsch ins neutrale Belgien ab. Die Reaktionen der

Abgeordneten finden sich in den eckigen Klammern wieder:      „Meine Herren, wir sind jetzt in

der Notwehr; [lebhafte Zustimmung] und Not kennt kein Gebot! [Stürmischer Beifall]  Unsere

Truppen haben Luxemburg besetzt, [Bravo!] vielleicht schon belgisches Gebiet betreten.

[Erneutes Bravo.]      Meine Herren, das widerspricht den Geboten des Völkerrechts. Die

französische Regierung hat zwar in Brüssel erklärt, die Neutralität Belgiens respektieren zu

wollen, so lange der Gegner sie respektiere.     Wir wussten aber, dass Frankreich zum Einfall

bereit stand. [Hört! Hört!]  Frankreich konnte warten, wir aber nicht! Ein französischer Einfall in

unsere Flanke am unteren Rhein hätte verhängnisvoll werden können. [Lebhafte Zustimmung.]    

 So waren wir gezwungen, uns über den berechtigten Protest der luxemburgischen und der

belgischen Regierung hinwegzusetzen. [Sehr richtig!]  Das Unrecht - ich spreche offen - das

Unrecht, das wir damit tun, werden wir wieder gutzumachen suchen, sobald unser militärisches

Ziel erreicht ist. [Bravo!]    Wer so bedroht ist wie wir und um sein Höchstes kämpft, der darf nur

daran denken, wie er sich durchhaut! [Anhaltender brausender Beifall und Händeklatschen im

ganzen Hause und auf den Tribünen.]  Meine Herren, wir stehen Schulter an Schulter mit

Österreich-Ungarn“. 

8. August 1914 – König Ludwig III. fordert die Angliederung des Elsass an Bayern

München * Nur wenige Tage nach Kriegsbeginn fordert König Ludwig III. - im Falle eines
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deutschen Sieges - die Angliederung des Elsass an Bayern. In einem Brief an den

Reichskanzler Theobald von Bethmann Hollweg verlangt er ein Kriegsergebnis, das die schweren

Blutopfer aufwiege.

6. Juni 1915 – König Ludwig III. fordert einen deutschen Zugang vom Rhein zum Meer

Nürnberg * König Ludwig III. fordert in seiner sogenannten „Kanalrede“ - vor dem im Jahr 1891

gegründeten Bayerischen Kanalverein - als Kriegsziel für das Deutsche Reich einen „direkten

Ausgang vom Rhein zum Meer“.      Reichskanzler Theobald von Bethmann Hollweg befürchtet

durch diese offen vorgetragene Annexionspolitik des bayerischen Königs eine Verärgerung des

neutralen Holland, weshalb die Forderung in der Veröffentlichung der Bayerischen

Staatszeitung abgeschwächt wird. 

16. Juni 1915 – Ludwig III. über die Flaumacherei und Schlappheit verärgert

München - Berlin * König Ludwig III. teilt Reichskanzler Theobald von Bethmann Hollweg mit, er

sei „scharf verstimmt“ über die „Flaumacherei und Schlappheit“ der deutschen Außenpolitik. Man

soll in Berlin keinesfalls seine Energie und Willenskraft in der Annexionsfrage unterschätzen. 

25. Februar 1917 – Dem Reichskanzler wird Schwäche in der Kriegführung vorgeworfen

Berlin - Deutsches Reich * Deutsche Großindustrielle werfen Reichskanzler Theobald von

Bethmann Hollweg „Schwäche in der Kriegführung“ vor und fordern seinen Rücktritt. 

6. Juli 1917 – Matthias Erzberger fordert einen annexionslosen Frieden

Berlin * Der Zentrumsabgeordnete Matthias Erzberger fordert in er Aufsehen erregenden Rede

vor dem Hauptausschuss des Reichstags einen annexionslosen Frieden, da keine Aussicht auf

einen Sieg mehr besteht.       Er will eine Friedensinitiative des Parlaments und fordert zugleich  

den Rücktritt des Reichskanzlers Theobald von Bethmann Hollweg. 

13. Juli 1917 – Reichskanzler Theobald von Bethmann Hollweg tritt zurück
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Berlin * Reichskanzler Theobald von Bethmann Hollweg reicht seinen Rücktritt ein. Sein

Nachfolger wird Georg Michaelis. 

13. Juli 1917 – Der Reichskanzler Theobald von Bethmann Hollweg wird gestürzt

Berlin * Die Oberste Heeresleitung - OHL und die Reichsstagsmehrheit, bestehend aus SPD,

Fortschrittspartei und Zentrum, stürzen den Reichskanzler Theobald von Bethmann Hollweg. 

13. Juli 1917 – Kronprinz Rupprecht: Ludendorff soll politisch gebändigt werden

Lille - München * Kronprinz Rupprecht berichtet seinem Vater, König Ludwig III., es sei „wahrhaft

unglaublich, wie es in Berlin zugeht - der Kanzler ist wohl unhaltbar. Ludendorff muss aber

unbedingt auf sein militärisches Fach beschränkt werden und darf sich nicht in alle Fragen der

inneren und äußeren Politik mengen“.    Er bittet seinen Vater zum Kaiser nach Berlin zu fahren,

denn es steht „viel auf dem Spiel, um nicht zu sagen Alles!“.    Kronprinz Rupprecht fürchtet die

Einführung des Parlamentarismus auf Reichsebene am meisten, da das das Ende der

Einzelstaaten bedeuten würde. 

19. Juli 1917 – Antrittsrede des neuen Reichskanzlers Georg Michaelis

Berlin * Der neu ernannte Reichskanzler Georg Michaelis kündigt in seiner Antrittsrede eine

bessere Zusammenarbeit zwischen Regierung und Reichstag an. Die am 14. Juli von der

Reichstagsmehrheit verabschiedete Friedensresolution nimmt er nur so zur Kenntnis, „wie ich sie

auffasse“. Das heißt, dass Macht- und Kriegszielpolitisch alles beim Alten bleibt. 

27. August 1918 – Max von Baden und seine programmatischen Vorstellungen

Karlsruhe - Lille * In einem privaten Brief an Kronprinz Rupprecht von Bayern legt Prinz Max von

Baden sein politisches Motiv für eine eventuelle Kanzlerkandidatur offen. Er will die

Demokratisierung des Reiches verhindern und fürchtet am meisten den Zentrumsabgeordneten

Matthias Erzberger, der - unterstützt durch die Reichstagsmehrheit - dem Kanzler „neue

Majoritätsfesseln“ anlegen möchte. Um dies zu verhindern will der Prinz die politische Mehrheit im

Reichstag „wieder in ihre wohlverdiente Ohnmacht zurück treiben“. 
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30. August 1918 – Prinz Max von Baden will das Vaterland retten

Karlsruhe - Berlin * Prinz Max von Baden bringt in einem Brief an Kaiser Wilhelm II. zum

Ausdruck, dass er „in eine die Reichsleitung bestimmende Stellung“ gebracht werden möchte, um

aus dieser Position heraus „das Vaterland zu retten“. 

1. September 1918 – In Bayern herrscht Unzufriedenheit mit der Regierung und dem König

München - Berlin * Karl Georg von Treutler, der preußische Gesandte in Bayern, der als

Vertrauter Kaiser Wilhelms II. auch „Die graue Exzellenz“ genannt wird, berichtet an den aus

Bayern stammenden Reichskanzler Georg Graf von Hertling.    In seinem Schreiben bringt er

zum Ausdruck, dass hier eine „ganz ausgesprochene Unzufriedenheit nicht nur mit der

Bayerischen Regierung, sondern besonders auch mit der Person Seiner Majestät des Königs“

herrscht. Man macht dem König zwar nicht zum Vorwurf, dass er den Krieg und damit die

Katastrophe herbei geführt hat. Dennoch wirft man ihm Machtlosigkeit vor, um das Unheil

abzuwenden.    Es ist deshalb höchste Zeit, die Form des bayerischen Regierungssystems den

Realitäten anzupassen und einem parlamentarischen System volle Entscheidungsgewalt zu

gewähren. 

2. September 1918 – Reichskanzler Georg Graf von Hertling soll abgelöst werden

Berlin * Die deutschen Bundesfürsten drängen auf der Sitzung des Auswärtigen Ausschusses im

Bundesrat für die Ablösung des aus Bayern stammenden Reichskanzlers Georg Graf von

Hertling. Auch der bayerische Kronprinz Rupprecht hält Hertling für zu alt und „so gut wie

willenlos“. Außerdem fordern sie sofortige Waffenstillstands-Verhandlungen. 

12. September 1918 – Der Interfraktionelle Ausschuss will eine Regierungsneubildung

Berlin * Der Interfraktionelle Ausschuss, das gemeinsame Gremium von MSPD,

Zentrum und Linksliberalen, loten erstmals seit den Januarstreiks aus, welche Gemeinsamkeiten

ihnen geblieben sind. In der Sitzung suchen die Mehrheitsparteien gemeinsam nach einem

Ausweg, zu dem auf jeden Fall eine Regierungsneubildung gehören muss.     Man ist sich einig

über die Unglaubwürdigkeit unserer Regierung im Ausland. Mit dem Kaiser, der Obersten

Heeresleitung und der Regierung Hertling wird es keinen Verständigungsfrieden geben können.

Es wird deutlich, was die  Spitze der Mehrheitssozialdemokratie will: keine Revolution, keinen
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Bürgerkrieg, dafür eine rasche Demokratisierung einschließlich einer gleichberechtigten

Arbeiterschaft. 

15. September 1918 – Prinz Max von Baden für eine autonome Staatspolitik

Karlsruhe - Lille * Prinz Max von Baden informiert Kronprinz Rupprecht, dass er für eine

autonome Staatspolitik eintritt, deren Initiative mehr denn je dem freien Entschluss des Fürsten

zufällt. Denn: „Wir stehen unmittelbar vor dem parlamentarischen Staatsstreich“. 

28. September 1918 – General Ernst Ludendorff will ein Waffenstillstandsgesuch

Spa * Als immer mehr schlechte Nachrichten auf Generalquartiermeister Erich Ludendorff

zukommen, kann er sich länger nicht mehr einer realistischen Lagebeurteilung verweigern.

Schnell und entschlossen handelt er. Am Vormittag lässt er Reichskanzler Georg Friedrich Graf

von Hertling mitteilen, „dass eine Umbildung der Regierung oder ein Ausbau derselben auf

breiterer Basis“ nötig ist.    Am Abend weiht er den Generalfeldmarschall Paul von Hindenburg in

seine Planungen für ein Waffenstillstandsgesuch ein. Dieser stimmt den Vorschlägen - wie üblich

- zu. 

29. September 1918 – Max von Baden wird als künftiger Reichskanzler vorgeschlagen

Spa * Graf Siegfried von Roedern schlägt dem Kaiser Prinz Max von Baden als künftigen

Reichskanzler vor. Wilhelm II. findet dagegen „seinen Vetter als einen Mann von weichem,

schwankendem Charakter […], der weder militärisch noch sonst im Leben etwas geleistet“ habe. 

29. September 1918 – Ludendorff erhält die Zustimmung für sein Waffenstillstandsgesuch

Spa - Berlin * Staatssekretär Paul von Hintze verhandelt am Vormittag mit Generalquartiermeister

Ernst Ludendorff über das weitere Vorgehen. Ludendorffs Forderung nach einem

Waffenstillstandsersuchen binnen 24 Stunden, das  unter die Verantwortung der

Reichstagsmehrheit gestellt wird, wird - bei aller Gefahr für Heer, Volk, Reich und Monarchie -

von Hintze befürwortet. Ludendorff begründet es damit, dass er nicht mehr dafür garantieren

kann, eine militärische Katastrophe an der Westfront zu verhindern.     Staatssekretär Paul von

Hintze will eine „Revolution von oben“ und damit einen vollständigen Systemwechsel vornehmen.
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Eine Umbildung der jetzigen Regierung lediglich durch Hinzuziehen einiger Parteienvertreter hält

er nicht für ausreichend. Der Gedanke gefällt Ludendorff, da ein radikaler Bruch mit der

bisherigen Regierung die Glaubwürdigkeit gegenüber den Kriegsgegnern erhöhen würde.    Der

Generalquartiermeister erhält die Zustimmung für das weitere Vorgehen vom Staatssekretär Paul

von Hintze und vom greisen Reichskanzler Georg Friedrich Graf von Hertling.    Anschließend

informiert Generalfeldmarschall Paul von Hindenburg gemeinsam mit Staatssekretär Hintze, aber

ohne den Reichskanzler, Kaiser Wilhelm II.. Dieser ist sowohl mit der Regierungsumbildung als

auch mit dem Waffenstillstandsgesuch einverstanden. 

30. September 1918 – Kaiser Wilhelm II. entlässt Reichskanzler Georg Graf von Hertling

Spa * Da der amtierende Reichskanzler der vom Kaiser angekündigten Parlamentarisierung nun

im Weg steht, bleibt Georg Graf von Hertling nur noch der Rücktritt, den er umgehend einreicht.   

Im Entlassungsschreiben macht Kaiser Wilhelm II. deutlich: „Ich wünsche, daß das deutsche Volk

wirksamer als bisher an der Bestimmung der Geschicke des Vaterlandes mitarbeitet. Es ist daher

mein Wille, daß Männer, die vom Vertrauen des Volkes getragen sind, in weitem Umfange

teilnehmen an den Rechten und Pflichten der Regierung.“ 

1. Oktober 1918 – Die OHL setzt Max von Baden als Reichskanzler durch

Spa - Berlin - Karlsruhe * Die Oberste Heeresleitung - OHL übernimmt wieder einmal die

politische Führung und setzt bei Kaiser Wilhelm II. - der dagegen „schärfsten Widerspruch“

einlegt - Prinz Max von Baden als Kanzlerkandidat der Krone durch.      Umgehend wird der

Marschbefehl für den badischen Monarchen zur sofortigen Reise nach Berlin erstellt. Vorsorglich

reist Generalfeldmarschall Paul von Hindenburg gleich mit. 

1. Oktober 1918 – Der künftige Reichskanzler trifft in Berlin ein

Berlin * Bereits am Nachmittag trifft der designierte Reichskanzler Max von Baden in Berlin ein,

wo ihm Kaiser Wilhelm II. erklärt, was er von ihm erwartet. 

2. Oktober 1918 – Die MSPD-Spitze ist von Max von Baden begeistert

Berlin * Der MSPD-Vorsitzende Friedrich Ebert berichtet dem Fraktionsvorstand über sein erstes
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Treffen mit Prinz Max von Baden. Er verspricht sich von dem Kanzlerkandidaten viel für die

sozialdemokratische Sache. Auch Philipp Scheidemann bezeichnet den designierten Kanzler als

„sehr weit entgegen kommend“, insbesondere was die „entschiedene Demokratisierung“ des

Reiches anbelangt.    Philipp Scheidemann soll als Minister ohne Portefeuille in das neu zu

bildende Kabinett Max von Baden aufgenommen werden. 

3. Oktober 1918 – Die Rechte der Einzelstaaten sollen garantiert werden

Berlin * Der Bundesrat tagt. Auf der Versammlung der fürstlichen Bevollmächtigten wird den

verbündeten Regierungen erstmals reiner Wein über die politische und militärische Lage

eingeschenkt. Die Anwesenden sind zwar über die „schrecklichen“ Tatsachen entsetzt. Aktiv in

die Reichspolitik wollen sie sich aber nicht einbringen. Allerdings sollen die Rechte der

Einzelstaaten vom Reichskanzler Max von Baden garantiert werden. 

3. Oktober 1918 – Friedrich Ebert will in die Regierung - Philipp Scheidemann nicht

Berlin * Philipp Scheidemann, der Außenpolitische Sprecher der SPD im Reichstag und zweiter

Mann in der SPD-Reichstagsfraktion plädiert gegen den Eintritt in ein „bankrottes Unternehmen“. 

  Friedrich Ebert argumentiert in der Fraktionssitzung für die Beteiligung an der Regierung. Denn

die Partei darf sich nicht dem Vorwurf aussetzen, dass sie in einem Augenblick ihre Mitwirkung

versagt hat, in dem man sie dringend von allen Seiten darum bat. „Wir müssen uns im Gegenteil

in die Bresche werfen“. Friedrich Ebert wird sich mit dieser Argumentation durchsetzen.    Damit

kann eine parlamentarisch verantwortliche Regierung unter Reichskanzler Prinz Max von Baden

gebildet werden. Gemeinsam mit den Sozialdemokraten, den Liberalen und dem Zentrum verfügt

der Reichskanzler über eine solide parlamentarische Mehrheit. 

3. Oktober 1918 – Die erste deutsche Friedensnote an die US-Regierung

Berlin - Washington * Die neue Regierung unter Reichskanzler Max von Baden unterbreitet dem

US-Präsidenten Woodrow Wilson umgehend Vorschläge für einen sofortigen Waffenstillstand.

Diese erste deutsche Friedensnote wird der US-Regierung über Schweizer Kanäle zugeleitet. Die

Verhandlungen sollen auf der Basis der Friedensbedingungen aus Wilsons

14-Punkte-Programm vom 8. Januar 1918 geführt werden. 
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3. Oktober 1918 – Kaiser Wilhelm II. ernennt Prinz Max von Baden zum Reichskanzler

Berlin * Kaiser Wilhelm II. ernennt Prinz Max von Baden, zum Reichskanzler des Deutschen

Kaiserreichs. Dieser nimmt Staatssekretäre des Zentrums, der Liberalen und der

Sozialdemokraten in seine Regierung auf.

4. Oktober 1918 – Die Deutsche Zeitung kämpft gegen den Reichskanzler

Berlin * Die Deutsche Zeitung beschreibt Prinz Max von Baden als sich doch „offen als

Vertrauensmann des sozialistisch-freisinnig-zentrümlichen Volksteils“ zu bekennen. Und weiter:

„Wir fragen die deutschen Bundesfürsten, mit deren Rechten eine wildgewordene

Reichstagsmehrheit heute Fangball spielt, ob sie diese Entwürdigung ihres hohen Berufes ruhig

hinnehmen können?“ 

4. Oktober 1918 – Reichskanzler Max von Baden bildet eine parlamentarische Regierung

Berlin * Reichskanzler Prinz Max von Baden bildet eine parlamentarische Regierung, die die

revolutionäre Bewegung in Deutschland aufhalten soll. Die meisten Staatssekretäre aus der

Regierung Hertling bleiben im Amt. Aus den Reihen der Reichstagsmehrheit übernimmt der

Zentrums-Abgeordnete Karl Trimborn das Reichsamt des Inneren, der MSPD-Abgeordnete

Gustav Bauer übernimmt das Reichsarbeitsamt. Vier weitere Parteienvertreter (Philipp

Scheidemann, MSPD; Matthias Erzberger, Zentrum; Adolf Gröber, Zentrum, und Conrad

Haußmann von der Fortschrittlichen Volkspartei - FVP) werden zu Staatssekretären ohne

Portefeuille.    Dem 16-köpfigen Kabinett Baden gehören neun Parteilose, zwei Fortschrittliche

Liberale, ein Nationalliberaler, drei Zentrums-Abgeordnete und zwei Vertreter der größten

Reichstagsfraktion, den Sozialdemokraten, an.    Die halbherzige Zusammenstellung der neuen

Regierung unter Reichskanzler Max von Baden ist gewiss kein Systemwechsel und Neuanfang.

Sie beteiligt halt zusätzlich ein paar Parteienvertreter, die das Image der Reichsregierung

aufpolieren sollen. 

5. Oktober 1918 – Der Krieg ist verloren - jedes weitere Opfer ist  vergeblich

Deutsches Reich - Berlin * Durch Zeitungsartikel erfährt die deutsche Öffentlichkeit, dass es eine

neue Regierung mit Beteiligung der Sozialdemokraten, des Zentrums und der Fortschrittspartei

gibt.    Auch, dass diese Regierung als erste Amtshandlung ein Waffenstillstandsgesuch an den
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US-amerikanischen Präsidenten Woodrow Wilson geschickt hat. Damit herrscht im Volk

Gewissheit, dass der Krieg verloren und jedes weitere Opfer vergeblich ist.     Was verschleiert

wird ist das Versagen der Obersten Heeresleitung - OHL, die das Deutsche Reich mit seiner

Kriegspolitik ins Verderben geführt hat, jetzt aber nicht mehr als Verantwortlicher und

Hauptakteur, sondern als Zuschauer erscheint. 

5. Oktober 1918 – Der Reichskanzler sichert den Einzelstaaten ihre Rechte zu

Berlin * Reichskanzler Max von Baden sichert den Bevollmächtigten der Bundesfürsten die

Rechte der Einzelstaaten zu, indem er sich als den berufenen Garanten für die Wahrung der

Bundesstaatlichkeit des Reiches bezeichnet. 

5. Oktober 1918 – Bitte des Reichskanzlers an Wilson um Friedensvermittlung

Rosenheim * Der Rosenheimer Anzeiger bringt unter der Überschrift „Dem Frieden entgegen -

Bitte des Reichskanzlers an Wilson um Friedensvermittlung“ ein Extra-Blatt zur Rede des

Reichskanzlers Prinz Max von Baden im Reichstag heraus:       „Im Verlauf seiner vielfach vom

Beifall der Linken und des Zentrums unterbrochenen Reichstagsrede erstattete Reichskanzler

Prinz Max von Baden unter lebhafter Spannung des Hauses folgende Mitteilung:    ‚Dank des

unvergleichlichen Heldentums unseres Heeres ist die Front im Westen ungebrochen. Dieses

stolze Bewusstsein lässt uns mit Zuversicht in die Zukunft sehen.    Gerade deshalb ist es aber

auch unsere Pflicht, Gewissheit darüber herbeiführen, ob das opfervolle, blutige Ringen nicht

einen einzigen Tag über den Zeitpunkt hinaus geführt wird, wo uns ein Abschluss des Krieges

möglich erscheint, der unsere Ehre nicht berührt.    Gestützt auf das Einverständnis aller dazu

berufenen Stellen im Reiche und auf die Zustimmung der gemeinsam mit uns handelnden

Bundesgenossen habe ich in der Nacht zum 5. Oktober 1918 durch die Vermittlung der Schweiz

an den Präsidenten der Vereinigten Staaten von Amerika eine Note gerichtet, in der ich ihn bitte,

die Herbeiführung des Friedens in die Hand zu nehmen und hierzu mit allen kriegsführenden

Staaten in Verbindung zu treten‘.    Die Note trifft schon heute oder morgen in Washington ein.

Sie richtet sich an den Präsidenten der Vereinigten Staaten, weil dieser in seiner

Kongressbotschaft vom 8. Januar 1918 und in seinen späteren Kundgebungen, besonders auch

noch in seiner New-Yorker Rede vom 27. September ein Programm für den allgemeinen Frieden

aufgestellt hat, das wir als Grundlage für die Verhandlungen annehmen können. (Am Schluss der

Rede des Reichskanzlers ertönte wiederholter Beifall).“ 
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5. Oktober 1918 – Die neue Regierung unterbreitet Vorschläge für einen Waffenstillstand

Berlin * Reichskanzler Prinz Max von Baden gibt in seiner Jungfernrede im Reichstag den Inhalt

seiner Friedensnote bekannt, in der er im Namen der deutschen Regierung den Präsidenten der

USA, Woodrow Wilson, um die Vermittlung von Waffenstillstands- und Friedensverhandlungen

bittet.    Er spricht aber nicht nur über deutsche Friedensangebote, sondern gibt auch zu

bedenken, dass es nur dann zu einem Friedensschluss kommen kann, wenn man Deutschland

Friedensbedingungen zugesteht, die sich auch mit seiner Ehre vertragen. Sollten die Feinde des

Reiches aber Deutschland diesen Frieden nicht zugestehen, wird der Krieg weitergehen. Er

unterstreicht die These mit der Aussage, dass das Deutsche Reich - wenn nötig - zu einem

„Endkampf auf Leben und Tod“ bereit ist.     „Kein Zagen befällt mich bei dem Gedanken, dass

dieses zweite Ergebnis eintreten könnte; denn ich kenne die Größe der gewaltigen Kräfte, die

auch jetzt noch in unserem Volke vorhanden sind, und ich weiß, dass die unwiderlegliche

Überzeugung, um unser Leben als Nation zu kämpfen, diese Kräfte verdoppeln würde.“    In

dieser Antrittsrede bekennt sich Reichskanzler Max von Baden aber auch ausdrücklich       zur

parlamentarischen Demokratie im Reich und in den Einzelstaaten,   befürwortet die

Friedensresolution des Reichstags vom 14. Juli 1917 und   nimmt das Friedensprogramm des

amerikanischen Präsidenten Woodrow Wilson vorbehaltlos an.      Diese Aussagen stehen

allerdings seinem ursprünglichen politischen Programm vollkommen entgegen. 

6. Oktober 1918 – Die Kaiserkrone im Volk verankern

Berlin * Reichskanzler Max von Baden erklärt im Kabinett: „Wir müssen alles tun, um die Krone

im Volk zu verankern.” 

6. Oktober 1918 – Deutschland ist sowohl friedensbereit als auch kampfentschlossen

Berlin * Das Berliner Tageblatt, die auflagenstärkste Tageszeitung im Deutschen Kaiserreich mit

linksliberaler Ausrichtung, stellt unter der Überschrift „Des Kanzlers Friedensschritt“ fest, dass die

Rede des Reichskanzlers Max von Baden vom Vortag signalisiere, Deutschland ist sowohl

„friedensbereit“ als auch „kampfentschlossen“. 

6. Oktober 1918 – Neue Pläne zur Fortführung des Krieges

Berlin * Die Aussage des Reichskanzlers Max von Baden vom Vortag lädt die nicht gerade
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geringe Zahl der Gegner eines Friedens à la Woodrow Wilson ein, neue Pläne zur Fortführung

des Krieges zu schmieden.    Mit seiner Feststellung, entweder einen ehrenhaften, für

Deutschland annehmbaren Frieden oder den Endkampf auf Leben und Tod, schürt er auch die

Hoffnung bei Bewohnern von Danzig, die dem Deutschen Reich verloren gehen könnten, wenn

Wilsons Politik des Selbstbestimmungsrechts der Völker in die Tat umgesetzt werden würde. 

7. Oktober 1918 – Die Abdankung des Kaisers keinesfalls zulassen

Berlin * Kabinettschef Friedrich von Berg erklärt Reichskanzler Max von Baden im Garten der

Reichskanzlei, er dürfe „unter keinen Umständen über die Abdankung des Kaisers auch nur mit

sich reden lassen“. 

7. Oktober 1918 – Die Briefaffäre des Reichskanzlers Max von Baden

Berlin * Durch eine gezielte Indiskretion wird ein Privatbrief des Prinzen Max von Baden von

Anfang Oktober 1918 bekannt, in dem er die Friedensresolution des Reichstags vom 14. Juli

1917 als eine „Dummheit“ und „Gemeinheit“ bezeichnet und das Konzept einer

Parlamentarisierung und Demokratisierung des politischen Systems verunglimpft.    Der Inhalt

des Briefes entlarvt seine Reichstagsrede vom 5. Oktober als Heuchelei. Durch die Briefaffäre ist

der Reichskanzler angezählt. 

8. Oktober 1918 – Die MSPD lässt den Reichskanzler nicht fallen

Berlin * Der MSPD-Vorsitzende Friedrich Ebert hat in der „Briefaffäre“ des Reichskanzlers Max

von Baden erkannt: „Wenn die Arbeiter von dem Brief Kenntnis erhalten, so verliert die Regierung

ihren ganzen Einfluss.“    Dennoch wird der Reichskanzler von der MSPD gehalten. Dankbar stellt

dieser fest, „dass ich in den Sozialdemokraten Männer auf meiner Seite habe, auf deren Loyalität

ich mich vollkommen verlassen kann.“ 

8. Oktober 1918 – US-Präsident Wilson stellt erste Bedingungen

Washington - Berlin * US-Präsident Woodrow Wilson antwortet auf das erste

Waffenstillstandsersuchen der deutschen Regierung. Nur zögernd und misstrauisch übermittelt er

seine Vorbedingungen.    In seiner ersten Note fordert er den deutschen Rückzug aus den
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besetzten Gebieten. Weitere Forderungen werden folgen. Er wirft aber auch die Frage auf, „ob

der Kanzler nur für diejenigen Gewalten des Reiches spricht, die bisher den Krieg geführt

haben“. 

11. Oktober 1918 – Kaiser Wilhelm II. will wieder mitregieren

Berlin * Kaiser Wilhelm II. will wieder mitregieren. Vom 11. bis 13. Oktober erscheint er täglich in

der Reichskanzlei zur Unterredung mit Reichskanzler Max von Baden. 

12. Oktober 1918 – Im Zustande einer latenten Revolution

Berlin * Ministerpräsident Otto von Dandl trifft sich mit seinen Kollegen aus Sachsen,

Württemberg, Baden und Mecklenburg in Berlin zu einem Gedankenaustausch. Die Anwesenden

betrachten die politische Entwicklung „mit großer Sorge“. Man befinde sich sogar schon „im

Zustande einer ‚latenten Revolution‘“.       Es gibt Staatsstreichgelüste auf der extremen Rechten, 

 als „noch gefährlicher“ wird eingeschätzt, das die Unabhängige Sozialdemokratische Partei -

USPD zurzeit „außerordentliche Fortschritte“ macht.      Die

anwesenden Ministerpräsidenten erwarten allerdings die Lösung der Probleme nicht vom

eigentlich zuständigen Reichskanzler Max von Baden, sondern setzen ihre Hoffnungen auf die

Führer der Mehrheitssozialdemokratie. 

12. Oktober 1918 – Die deutsche Reichsregierung will Wilsons Forderungen nachkommen

Berlin - Washington * Die deutsche Reichsregierung erklärt sich in ihrer Antwort auf das

amerikanische Schreiben bereit, die 14 Punkte des US-Präsidenten Woodrow Wilson

anzunehmen. Darunter befindet sich auch die Räumung der besetzten Gebiete.     Besonders

stellt die neue amtierende Regierung heraus, dass sie „durch Verhandlungen und in

Übereinstimmung mit der großen Mehrheit des Reichstags“ gebildet worden ist. „In jeder seiner

Handlungen, gestützt auf den Willen dieser Mehrheit, spricht der Reichskanzler im Namen der

deutschen Regierung und des deutschen Volkes.“ 

12. Oktober 1918 – Hindenburg droht dem Reichskanzler mit Rücktritt

Spa - Berlin * Generalfeldmarschall Paul von Hindenburg kündigt (droht) gegenüber dem
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Reichskanzler Max von Baden in einem Fernschreiben seinen Rücktritt an, falls der

Generalquartiermeister Ernst Ludendorff entlassen werden sollte. 

13. Oktober 1918 – Der Mann kann getrieben werden

Berlin * Auf der gemeinsamen Sitzung des Partei- und Fraktionsvorstands der MSPD stellt Otto

Braun in Hinblick auf die „Briefaffäre“ des Reichskanzlers Max von Baden fest: „Nachdem der

Mann uns diese Schwäche gezeigt hat, stärkt er unsere Position. Der Mann kann getrieben

werden.“ 

14. Oktober 1918 – US-Präsident Wilson fordert die Einstellung des U-Boot-Krieges

Washington - Berlin * US-Präsident Woodrow Wilson fordert auf das deutsche

Waffenstillstandsersuchen in seiner zweiten Note unter anderem die Einstellung des

U-Boot-Krieges, nachdem am 11. Oktober in der Bucht von Dublin ein Passagierschiff von einem

deutschen U-Boot versenkt worden ist. 450 Menschen kamen dabei ums Leben, darunter 135

Frauen und Kinder. 

16. Oktober 1918 – Der Reichsgesundheitsrat tritt erneut zusammen

Berlin * Auf Initiative des selbst erkrankten Reichskanzlers Max von Baden tritt der

Reichsgesundheitsrat erneut zusammen. Den mehrstündigen Beratungen folgen aber keine

konkreten Vorschläge. Die zweite, jetzt häufig von Lungenentzündungen begleitete Variante der

Spanischen Grippe ist seit Oktober aufgetreten und liefert in ihren Auswirkungen Anlass zur

Besorgnis. 

19. Oktober 1918 – Kaiser Wilhelm II. könnte nie fahnenflüchtig werden

Berlin * Bei einer Unterredung zwischen Reichskanzler Max von Baden und Kaiser Wilhelm II.

äußert dieser, „dass er nie daran denken könne, fahnenflüchtig zu werden. Er wisse auch, dass

wenn für ihn als Kaiser und König von Preußen Gefahr drohe, sein Volk und seine Armee sich um

ihn scharen würden“.    Der mit anwesende bayerische Gesandte am Kaiserhof, Hugo Graf von

Lerchenfeld, bringt den Mut auf und weist den König darauf hin, „dass es noch andere Elemente

im Reich“ gibt. 
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20. Oktober 1918 – Reichskanzler Max von Baden will die Dynastie retten

Berlin * Reichskanzler Max von Baden: „Nur deshalb bin ich Reichskanzler geworden, um die

Dynastie zu retten. Ich sehe deshalb auch meine vornehmste Aufgabe darin, die Abdankung des

Kaisers zu verhindern.“ 

20. Oktober 1918 – Passagierschiffe werden nicht mehr durch deutsche U-Boote torpediert

Berlin - Washington * Reichskanzler Prinz Max von Baden stimmt in einer versöhnlich gestimmten

Note den amerikanischen Forderungen zu. Die von Woodrow Wilson geforderte Einstellung des

U-Boot-Krieges wird von der Reichsregierung befohlen. Die deutsche Regierung sichert dem

US-Präsidenten Wilson zu, dass Passagierschiffe durch deutsche U-Boote nicht mehr torpediert

werden. 

22. Oktober 1918 – Der Reichstag tritt für Verfassungsänderungen zusammen

Berlin * Der Reichstag tritt erstmals nach der Antrittsrede des neuen Reichskanzlers Max von

Baden wieder zusammen. Er soll die notwendigen Verfassungsänderungen beschließen, die das

Deutsche Reich zu einer parlamentarischen Monarchie machen. 

23. Oktober 1918 – US-Präsident Wilson will ein republikanisches Deutschland

Washington - Berlin * US-Präsident Woodrow Wilson erklärt sich in seiner Antwort auf das

Schreiben vom 20. Oktober nur zur Aufnahme von Waffenstillstandsgesprächen gemeinsam mit

den Regierungen der Alliierten bereit, wenn der deutsche Verhandlungspartner eine vom Volk

gewählte Regierung ist.    Die amerikanische Regierung will „mit keinen anderen als wahrhaften

Vertretern des deutschen Volkes verhandeln“. Aus ihrer Sicht gibt es bislang aber keinen Hinweis

dafür, dass „die Grundsätze einer dem deutschen Volk verantwortlichen Regierung jetzt bereits

vollständig angenommen sind“ und die Systemänderung im Deutschen Reich auf Dauer sein

wird. Die Amerikaner geben deutlich zu erkennen, dass sie gegenüber einem republikanischen

Deutschland oder zumindest einem Deutschland ohne Kaiser mehr Nachsicht üben würden.    Sie

setzen offenbar aber auch darauf, dass jeder zusätzliche Kriegstag die Position des Deutschen

Reichs und seiner Verbündeten weiter schwächen und die Friedensbedingungen für die USA

positiver gestalten würden. 
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24. Oktober 1918 – Hindenburg fordert die Armee zum äußersten Widerstand auf

Spa * Generalfeldmarschall Paul von Hindenburg und Generalquartiermeister Erich Ludendorff

erlassen ohne Rücksprache mit dem Reichskanzler einen Heeresbefehl, in dem sie die

Forderungen des US-Präsidenten Woodrow Wilson vom 23. Oktober 1918         als

unannehmbar bezeichnen und   den Abbruch der diplomatischen Beziehungen fordern.      „Die

Antwort Wilsons fordert die militärische Kapitulation. Sie ist deshalb für uns Soldaten

unannehmbar. Sie ist der Beweis, dass der Vernichtungswille unserer Feinde, der 1914 den Krieg

entfesselte, unvermindert fortbesteht. Wilsons Antwort kann daher für uns Soldaten nur die

Aufforderung sein, den Widerstand zu mit äußersten Kräften fortzusetzen.“    Die totale

Niederlage vor Augen, vollzieht die militärische Führung nochmal eine Kehrtwende und flüchtet

sich in die Wahnvorstellung eines immer noch möglichen Widerstandes, der einen ehrenvollen

Frieden erzwingen soll. Das taktisch ungeschickte, aber wohl so beabsichtigte Vorgehen der

Obersten Heeresleitung - OHL raubt der deutschen Regierung auch noch den allerletzten

Verhandlungsspielraum. 

24. Oktober 1918 – Hindenburg und Ludendorff wollen den Kaiser überzeugen

Spa - Berlin * Generalfeldmarschall Paul von Hindenburg und Generalquartiermeister Erich

Ludendorff verlassen entgegen der Anweisung des Reichskanzlers Max von Baden das

Hauptquartier in Spa. Sie wollen Kaiser Wilhelm II. von ihrem Vorhaben überzeugen. 

25. Oktober 1918 – Die Worte Kaiserfrage und Revolution beschäftigen das Volk

Deutsches Reich * Spätestens seit der dritten Note des US-amerikanischen Präsidenten

Woodrow Wilson vom 23. Oktober sind die Worte „Kaiserfrage“ und „Revolution“ in aller Munde.

Viele Männer in verantwortlichen Positionen, einschließlich des Reichskanzlers Max von Baden

und des Vorsitzenden der MSPD-Reichstagsfraktion Friedrich Ebert, sehen in dem Thronverzicht

des Kaisers das einzige Mittel zur „Rettung der Monarchie“.    Vizekanzler Friedrich von Payer

berichtet: „Die allerwildesten Kaiserstürzler sind die rechts stehenden Leute. Die Herren der

Hochfinanz und der Großindustrie, ja bis hoch in die Offizierskreise hinein kann man mit einer

erstaunlichen Offenheit sagen hören: Der Kaiser muss sofort zurücktreten. […] Je länger die

Hetzte fortdauert, desto stärker wird die Forderung hervortreten, dass man überhaupt keine

Monarchie mehr brauchte, sondern eine Republik errichten sollte.“ 
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25. Oktober 1918 – OHL: Die diplomatischen Beziehungen sollen beendet werden

Berlin * Generalfeldmarschall Paul von Hindenburg und Generalquartiermeister Erich Ludendorff

drängen Wilhelm II. dazu, die diplomatischen Beziehungen und den Notenwechsel mit dem

US-Präsidenten Woodrow Wilson sofort zu beenden. Der Kaiser, der vom Staatssekretär des

Äußeren, Paul von Hintze, vom Gegenteil überzeugt und eingeschworen worden war, geht auf

die Forderungen nicht ein.    Um ihrer Forderung Nachdruck zu verleihen, bieten die beiden

Offiziere ihren Rücktritt an. Doch auch der bettlägerige Reichskanzler Max von Baden droht am

selben Abend seinen Rücktritt an, falls „ein Wechsel in der Obersten Heeresleitung nicht möglich

ist“.    Der Kaiser ist inzwischen auch darüber informiert worden, dass Ludendorff seit Frühjahr

und Sommer 1918 von einem Großteil der Heerführer als überaus negativ angesehen wird. 

26. Oktober 1918 – Kaiser Wilhelm II. kontert Ernst Ludendorffs Rücktrittsdrohung

Berlin * Kaiser Wilhelm II. entlässt den Generalquartiermeister Ernst Ludendorff im Schloss

Bellevue nach dessen Rücktrittsdrohung mit den Worten: „Na, wenn Sie durchaus gehen wollen,

dann meinetwegen“. Dies geschieht auch aufgrund seiner Verärgerung über Ludendorffs      

politisches Manöver gegen den Reichskanzler Max von Baden und   seinem eigenmächtigen

Armeebefehl vom 24. Oktober.      Das Rücktrittsgesuch des Generalfeldmarschalls Paul von

Hindenburg ignoriert Kaiser Wilhelm II. und bittet ihn sogar in der Obersten Heeresleitung - OHL

im Amt zu bleiben. Sein Rückhalt in der Bevölkerung ist noch so groß, dass man seine

Entlassung fürchtet. Hindenburg entspricht dem Wunsch des Kaisers und lässt Ernst Ludendorff

fallen wie die berühmte heiße Kartoffel. Der geschasste Generalquartiermeister fühlt sich derart

verletzt und hintergangen, dass er sich sogar weigert, gemeinsam mit Hindenburg im Auto nach

Spa zu fahren.    Mit dem Rausschmiss Ludendorffs will der Kaiser aber auch gegenüber den

USA glaubhaft machen, dass im Deutschen Reich neue Männer das Ruder übernommen haben. 

27. Oktober 1918 – Die deutsche Reichsregierung ist für einen Waffenstillstand bereit

Berlin * Die deutsche Reichsregierung steht in einem Schreiben an den US-Präsidenten

Woodrow Wilson für einen Waffenstillstand bereit.

28. Oktober 1918 – Gesetzentwurf zur Änderung der Reichsverfassung unterzeichnet

Berlin - Deutsches Reich * Kaiser Wilhelm II. unterzeichnet den Gesetzentwurf zur Änderung der
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Reichsverfassung, der am 4. November veröffentlicht wird. Damit tritt die Änderung der

Verfassung von 1871 in Kraft. Die wesentlichste Bestimmung lautet: „Der Reichskanzler bedarf

zu seiner Amtsführung des Vertrauens des Reichstags“. Damit ist das Deutsche Reich eine

Parlamentarische Monarchie.    Außerdem sagt der Kaiser seine loyale Zusammenarbeit mit der

Volksvertretung und der von dieser gestellten Regierung an. Auf Rücktrittsforderungen geht er mit

keinem Wort ein. 

29. Oktober 1918 – Kaiser Wilhelm II. macht dem Reichskanzler Vorwürfe

Berlin * Kaiser Wilhelm II. nimmt dem Reichskanzler Max von Baden übel, dass er den

Generalquartiermeister Erich Ludendorff entlassen musste. Wilhelm II. schreibt ihm: „Ludendorff

hat, um Dir die Situation zu erleichtern, gehen müssen.“ Und weiter: „Sein Fortgehen ist

militärisch ein schwerer Verlust fürs Heer.“ 

30. Oktober 1918 – Reichskanzler Max von Baden will jetzt auch, dass der Kaiser abdankt

Berlin * Auch Reichskanzler Max von Baden hält nun endlich die Abdankung des Kaisers für

notwendig und will in diesem Sinne auf Wilhelm II. einwirken. 

31. Oktober 1918 – Die Thronentsagung kann und darf nur eine freiwillige sein

Berlin * Im Kabinett erklärt Reichskanzler Max von Baden, er wird den Kaiser über die Frage der

Abdankung fortwährend in geeigneter Form aufklären, muss sich aber dafür Handlungsfreiheit

ausbedingen. Die Thronentsagung kann und darf „nur eine freiwillige sein“. 

31. Oktober 1918 – Keiner will dem Kaiser die Abdankungs-Nachricht überbringen

Berlin * Statt endlich den Pflichten seines Amtes als Reichskanzler nachzukommen und den

Kaiser über den Ernst der Lage genau und umfassend zu informieren, versucht Prinz Max von

Baden diese Aufgabe zu delegieren. Er selbst will es dem Kaiser keinesfalls sagen, da er sich als

badischer Thronfolger und deutscher Fürst nicht dazu berufen fühlt. Viel lieber möchte der

Reichskanzler dazu Großherzog Ernst Ludwig von Hessen gemeinsam mit Hugo Graf von

Lerchenfeld, der mit einem Mandat des bayerischen Königs Ludwig III. ausgestattet werden soll,

in das OHL-Hauptquartier nach Spa zu Kaiser Wilhelm II. schicken.    Doch sowohl der
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Großherzog als auch der bayerische Gesandte am Kaiserhof erteilen dem Reichskanzler eine

Abfuhr. Bei Großherzog Ernst Ludwig sind es nicht überlieferte persönliche Gründe. Graf

Lerchenfeld wird dagegen vom Ministerpräsident Otto von Dandl zurückgepfiffen, weil      

„Rücksichten auf monarchische Empfindungen“ gegen diese Aktion sprechen und   es im Falle

einer Ablehnung des königlichen Rates zu „bedenklichen Folgen“ für die künftigen Beziehungen

der beiden Länder kommen könnte.   Im Übrigen ist aus bayerischer Sicht allein der

Reichskanzler zu dieser Aufgabe berufen und sogar verpflichtet, „die Initiative zu ergreifen“.     

Reichskanzler Max von Baden nimmt daraufhin den preußischen Innenminister Bill Drews in die

Pflicht als Beamter und schickt ihn als Vorbote nach Spa. Auch Prinz August Wilhelm von

Preußen und Prinz Friedrich Karl von Hessen-Kassel lassen den Reichskanzler im Regen stehen,

sodass das ganze Unternehmen kläglich scheitern wird. 

1. November 1918 – Der Kaiser kanzelt Innenminister Bill Drews ab

Spa * Zwischen 14 und 16 Uhr findet das Gespräch zwischen Kaiser Wilhelm II. und dem

preußischen Innenminister Bill Drews statt. Reichskanzler Max von Baden hat den Innenminister

zu diesem Gespräch verpflichtet. Die zur weiteren Unterstützung avisierten Hochadeligen haben

alle ihre Teilnahme abgesagt.    Aus einer Niederschrift vom 3. November geht hervor, dass der

Kaiser den „preußischen Beamten und Untertan“ ziemlich abgekanzelt hat. „Wie denken Sie sich

die Sache, was wird? Meine Söhne haben mir in die Hand versprochen, dass keiner von ihnen

meine Stelle annimmt. Also mit mir tritt das ganze Haus Hohenzollern zurück.“ 

1. November 1918 – Der Reichskanzler ist auf allen Gebieten politisch gescheitert

Spa - Berlin * Die nächste Gardinenpredigt erteilt Kaiser Wilhelm II. dem Reichskanzler Max von

Baden per Telefon. Das Gespräch nimmt den badischen Prinzen so mit, „dass er in einen

Zustand krankhafter Erregung geriet“. Der Reichskanzler ist auf allen Gebieten politisch

gescheitert. 

3. November 1918 – Wilhelm II. denkt nicht an Abdanken

Spa * In einer Niederschrift über das von Reichskanzler Max von Baden beauftragte

Abdankungs-Ansinnen an Kaiser Wilhelm II. versichert dieser, dass er auf seinem Posten bleiben

will.    „Ich denke gar nicht daran abzudanken. Der König von Preußen darf Deutschland nicht

untreu werden und in dieser Stunde am allerwenigsten; ich habe auch meinen Eid geschworen
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und den werd‘ ich halten. Ich denke gar nicht daran, den Thron zu verlassen wegen der paar

Hundert Juden und der tausend Arbeiter.“ 

4. November 1918 – Deutschland will ein Volksstaat werden

Berlin * Die deutsche Regierung unter Reichskanzler Prinz Max von Baden betont ihren

Entschluss, Deutschland in einen Volksstaat umzuwandeln und kündigt den Wiederaufbau der

Volkswirtschaft nach dem Ersten Weltkrieg an.

5. November 1918 – Noske will die Revolution im Keime ersticken

Kiel - Berlin * Den Mann, den die aufständischen Matrosen am Tag zuvor noch als ihren

Richtigen erkannt und sogar zu ihrem Gouverneur ernannt haben, der MSPD-Abgeordnete

Gustav Noske, telefoniert an diesem Abend nach Berlin und erklärt, dass er „nur eine Hoffnung

hat: Die freiwillige Rückkehr zur Ordnung unter sozialdemokratischer Führung; dann wird die

Rebellion in sich zusammen sinken“.    Reichskanzler Max von Baden setzt noch am selben Tag

den Beschluss durch: „Freie Hand für Noske bei dem Versuch, den lokalen Ausbruch zu

ersticken.“ 

7. November 1918 – SPD-Forderungen an Reichskanzler Max von Baden

Berlin * Die SPD-Reichstagsfraktion und der SPD-Vorstand stellen eine Reihe von Forderungen

an den Reichskanzler Max von Baden. Die Wichtigste beinhaltet       den Rücktritt des Deutschen

Kaisers und   den Thronverzicht des Kronprinzen bis zum Mittag des nächsten Tages.      Bei

Nichterfüllung der Forderungen will die SPD aus der Regierung austreten. 

7. November 1918 – Abdankung oder Revolution

Berlin * Reichskanzler Prinz Max von Baden bittet Friedrich Ebert zu einem Vieraugengespräch in

die Reichskanzlei. Max von Baden will Kaiser Wilhelm II. im Hauptquartier der Obersten

Heeresleitung - OHL in Spa zum Thronverzicht auffordern. Er will von Ebert wissen: „Habe ich Sie

dann auf meiner Seite im Kampf gegen die soziale Revolution?“. Ebert antwortet ganz

unzweideutig: „Wenn der Kaiser nicht abdankt, dann ist die soziale Revolution unvermeidlich. Ich

aber will sie nicht, ja, ich hasse sie wie die Sünde.“    Die Reise findet nicht mehr statt. Die
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Revolution ist schneller. 

7. November 1918 – Wenn Versammlungsverbot - dann Revolution

Berlin * Die Unabhängige Sozialdemoktatische Partei - USPD hat für den Abend 26

Versammlungen angesetzt. Die Regierung will diese verbieten.    Friedrich Ebert und die SPD

sind davon überzeugt, dass ein Versammlungsverbot umgehend die Revolution auslösen würde.

Deshalb fordert Ebert vom Reichskanzler Prinz Max von Baden: „Heute abend müssen wir das

Ultimatum von jeder Tribüne verkünden, sonst läuft uns die ganze Gesellschaft zu den

Unabhängigen. Der Kaiser muss sofort abdanken, sonst haben wir die Revolution.“ 

9. November 1918 – Der fingierte Thronverzicht

Berlin * Während in den meisten großen deutschen Städten rote Fahnen über den

Regierungsgebäuden und Residenzen wehen, beginnen in Berlin die Auseinandersetzungen erst.

Die Lage spitzt sich dramatisch zu, als die Revolutionären Obleute für diesen Tag große

Demonstrationen angekündigt haben. Die Bewegung droht der Regierung und den

Mehrheitssozialdemokraten endgültig zu entgleiten.    Reichskanzler Max von Baden befürchtet,

dass die Demonstranten siegen und ihrerseits die Absetzung des Kaisers ausrufen könnten.

Deshalb veröffentlicht er mittags um 12 Uhr völlig eigenmächtig eine Erklärung, in der darstellt,

dass sich der Kaiser des Deutsches Reichs und zugleich König von Preußen entschlossen hat,

dem Thron zu entsagen.    Gleichzeitig überträgt der Prinz von Baden an den

sozialdemokratischen Parteiführer Friedrich Ebert das Amt des Reichskanzlers, um die

Staatsführung vor dem revolutionären Zugriff zu bewahren. 

9. November 1918 – Philipp Scheidemann ruft die Deutsche Republik aus

Berlin * Während der designierte Reichskanzler und Vorsitzende der

Mehrheitssozialdemokraten, Friedrich Ebert, noch mit den Unabhängigen verhandelt, ruft Philipp

Scheidemann gegen 14 Uhr vom Balkon des Reichstagsgebäudes unter brausendem Beifall die

„Deutsche Republik“ aus:    „Das deutsche Volk hat auf der ganzen Linie gesiegt. Das alte

Morsche ist zusammengebrochen; der Militarismus ist erledigt! Die Hohenzollern haben

abgedankt! Es lebe die Deutsche Republik!“ 

Münchner Zeitensprünge Seite 27/53



9. November 1918 – Der Kaiser ist über den Verrat empört

Spa * Als Kaiser Wilhelm II. im Hauptquartier der Obersten Heeresleitung von den Vorgängen in

Berlin erfährt, ist er empört über den „Verrat“ des Prinzen Max von Baden.    Auf den dringenden

Rat des Generalfeldmarschalls Paul von Hindenburg sucht der Kaiser um politisches Asyl in den

Niederlanden nach.

10. November 1918 – General Wilhelm Groener gibt eine Loyalitätserklärung ab

Spa - Berlin * Der Generalquartiermeister in der Obersten Heeresleitung - OHL, Wilhelm Groener,

gibt eine Loyalitätserklärung gegenüber gegenüber Reichskanzler Friedrich Ebert ab und bietet

ihm die Unterstützung der Reichswehr an. Im Gegenzug verlangt er von der Regierung       die

Bekämpfung des Bolschewismus und   die Ausschaltung der Soldatenräte.      Ebert lässt sich auf

diesen Bündnisvorschlag ein,       da er damit die Arbeiter- und Soldatenräte in Berlin in Schach

halten   und das Offizierskorps ohne Reibungsverluste vom Kaiserreich in die neue Demokratie

hinüber retten kann. 

10. November 1918 – Der Rat der Volksbeauftragten als provisorische Regierung

Berlin * Bildung des Rats der Volksbeauftragten als Provisorische Regierung beim Übergang vom

Kaiserreich zur Weimarer Republik.    Das Gremium besteht aus je drei Vertretern der

Mehrheitssozialdemokraten - MSPD und der Unabhängigen Sozialdemokraten - USPD. Die

MSPD entsendet: Friedrich Ebert, Philipp Scheidemann und Otto Landsberg, die USPD: Hugo

Haase, Wilhelm Dittmann und Emil Barth. Ebert und Haase sind gleichberechtigte Vorsitzende.   

Der Rat der Volksbeauftragten beaufsichtigt das Regierungskabinett, das weiterhin im Amt ist. 

10. November 1918 – Hindenburg will den terroristischen Bolschewismus verhindern

Berlin * Der Chef der Obersten Heeresleitung, Generalfeldmarschall Paul von Hindenburg,

erklärt, er bleibt auf seinem Posten bleiben, bis sich alles geklärt hätte.    Er fordert alle Offiziere

und die Mannschaften auf, angesichts des drohenden Bolschewismus „unvermindert ihre Pflicht

zu tun zur Rettung der deutschen Lande aus größter Gefahr“. Er selbst und die Oberste

Heeresleitung - OHL wollen „mit dem Reichskanzler zusammengehen“, um „die Ausweitung des

terroristischen Bolschewismus in Deutschland zu verhindern“. 
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15. November 1918 – Nuntius Pacelli berichtet dem Vatikan zu den revolutionären Vorgängen

München - Vatikan * Nuntius Eugenio Pacelli verfasst zwei von drei

analytisch-zusammenfassende Berichte an den Kardinalsstaatssekretär Pietro Gasparri. Die

Ursache der Revolution sieht Pacelli in    der militärischen Lage mit dem Kriegseintritt der USA, 

dem Zusammenbruch von Österreich-Ungarn,  die Kampfmüdigkeit der deutschen Soldaten,

sodass die als unüberwindlich geltende Hindenburg-Linie ins Wanken geriet,  und dass die

Generäle die päpstliche Friedensvermittlung vom 1. August 1917 zurückgewiesen haben, die

Reichskanzler Theobald von Bethmann Hollweg befürwortet hatte.     Über Ministerpräsident Kurt

Eisner äußert sich Nuntius Eugenio Pacelli, der spätere Papst Pius XII, folgendermaßen: Eisner

ist „Atheist, Radikalsozialist, unversöhnlicher Propagandist, Busenfreund russischer Nihilisten und

noch dazu galizischer Jude. […] Unmittelbar nach den Ereignissen hat sich das bayerische

Diplomatische Corps in der Nuntiatur zusammengefunden und beschlossen, jegliche

Anerkennung der neuen Regierung zu vermeiden.“ 

16. November 1918 – Pläne der Obersten Heeresleitung zur Gegenrevolution

Kassel - Berlin * Oberst Hans von Haeften unterbreitet in der Berliner Reichskanzlei dem

Ministerialdirektor Walter Simons die Vorschläge der Obersten Heeresleitung - OHL zur

Niederschlagung der Revolution. Haeften soll vorfühlen, ob mit Reichskanzler Friedrich Ebert

eine Gegenrevolution durchführbar wäre. 

17. November 1918 – Groener und Hindenburg wollen Reichskanzler Ebert schützen

Berlin * Generalquartiermeister Wilhelm Groener schreibt an seine Frau: „Der Feldmarschall und

ich wollen Ebert, den ich als geraden, ehrlichen und anständigen Charakter persönlich schätze,

schützen, so lange es irgend geht, damit der Karren nicht noch weiter nach links rutscht.“ 

18. November 1918 – Ebert wird über die geplante Gegenrevolution informiert

Berlin * Ministerialdirektor Walter Simons informiert Reichskanzler Friedrich Ebert über die

Planungen der Obersten Heeresleitung - OHL zur Gegenrevolution. Sie will       fünfzehn gut

disziplinierte Divisionen in Berlin einmarschieren lassen,   die Arbeiter- und Soldatenräte

auflösen,   Friedrich Ebert zum vorläufigen Reichspräsidenten mit diktatorischer Gewalt

proklamieren,   den Reichstag sofort einberufen und   eine provisorische Reichsverfassung
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schaffen.      Ebert reagiert zurückhaltend, was von der OHL gedeutet wird, dass er bei einem

Erfolg der Aktion mitmachen, aber nicht die Initiative ergreifen würde. 

25. November 1918 – Kurt Eisner wegen seiner Kriegsschuld-Veröffentlichungen angegriffen

Berlin * Auf der Ministerpräsidenten-Konferenz in Berlin wird der bayerische Ministerpräsident von

nahezu allen Seiten wegen seiner Kriegsschuld-Veröffentlichungen und dem daraus

resultierenden eigenmächtigem Handeln massiv angegriffen.  Kurt Eisner verlangt daraufhin von

Reichskanzler Friedrich Ebert die Entlassung des Leiters des Auswärtigen Amtes, Wilhelm Solf

und den Vorsitzenden der Waffenstillstands-Kommission Matthias Erzberger. Die Genannten

rechnet Eisner aufgrund ihres Verhaltens und ihrer Äußerungen dem alten kriegsverherrlichenden

und militaristischen System zu. Sie sollen durch unbescholtene USPD- und SPD-Politiker ersetzt

werden.  Eisners konstruktive Begründung lautet: „Deutschland braucht ein provisorisches

Präsidium, das an die Stelle des halb aufgelösten Bundesrats zu treten hat und aus neuen,

unbelasteten Männern bestehen muss. Dieses Präsidium muss die Aufgabe haben, alle

Verhandlungen mit der Entente zu führen.“  Der bayerische Ministerpräsident möchte,    dass die

neue deutsche internationale Politik von Personen präsentiert wird, die auch das neue deutsche

politische System verkörpern und  dass die Friedensgespräche nicht alleine von der

Reichsregierung, sondern unter maßgeblicher Beteiligung der Länder geführt werden. 

27. November 1918 – Die Beseitigung der Reichsregierung Ebert-Scheidemann gefordert

München - Berlin * Der Vollzugsausschuss der Münchner Arbeiter-, Soldaten- und

Bauernräte fordert die Beseitigung der Reichsregierung Ebert-Scheidemann. 

30. November 1918 – Den Wahltermin für die deutsche Nationalversammlung festgelegt

Berlin * Die Regierung Ebert erlässt die amtliche Ankündigung der Wahl zur deutschen

Nationalversammlung am 19. Januar 1919. 

6. Dezember 1918 – Matrosen und Soldaten für die Wahl zur Nationalversammlung

Berlin * Am späten Nachmittag versammeln sich vor der Reichskanzlei Matrosen und Soldaten.

Ein Feldwebel Spiro, der Vorsitzende des Soldatenrats des Ersatz-Bataillons des Kaiser Franz
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Garde-Grenadier-Regiments Nr. 2, hält eine Ansprache, in der er darstellt, dass „Deutschland in

dem unermesslichen Unglück einer vollen Katastrophe“ steht, „die nur durch bewusste

Zusammenfassung aller Kräfte und durch freiwillige Unterordnung jedes Einzelnen unter das

gemeinsame Wohl überwunden werden kann“.    Er fordert abschließend, dass die

Nationalversammlung für den 20. Dezember einberufen wird. Danach ernennt er - „gestützt auf

die bewaffnete Macht und im Bewusstsein für die ganze Nation zu sprechen“ - Friedrich Ebert

zum Präsidenten Deutschlands.     Ebert antwortet mit „ruhiger, fester, durchdringender Stimme:

Kameraden und Genossen! Der Ruf, der an mich ergangen ist, kann und will ich nicht annehmen,

ohne vorher mit meinen Freunden in der Regierung gesprochen zu haben. Das ist eine hoch

wichtige Angelegenheit, deren Entscheidung allein in den Händen des Rates der

Volksbeauftragten liegt“.    Feldwebel Spiro zieht daraufhin mit seinen Truppen geschlossen ab.

Das Ziel der Soldaten ist, die Revolution faktisch zu beenden und die Kräfte links des

Reichspräsidenten Friedrich Ebert zu entmachten. 

6. Dezember 1918 – Versammlungen und Demonstrationen der Berliner Spartakusgruppe

Berlin * Die Spartakusgruppe hat für den 6. Dezember drei Versammlungen mit anschließenden

Demonstrationen beim Polizeipräsidium angemeldet. Die Protestveranstaltungen werden mit der

Auflage genehmigt, dass keine Waffen mitgeführt werden. Die drei Versammlungen finden am

späten Nachmittag in den Germania-, Sophien- und Andreas-Sälen statt. Die Redner üben

harsche Kritik an der Regierung und protestieren gegen die Einberufung einer

Nationalversammlung.    Während der Versammlungen verbreitet sich die Nachricht von der

mutmaßlichen Verhaftung des Vollzugsrats und von Friedrich Eberts Ausrufung zum Präsidenten.

Entsprechend erregt beginnen gegen 16:30 Uhr die Demonstrationen. 

8. Dezember 1918 – Ultimative Forderungen von Hindenburg

Kassel - Berlin * Generalfeldmarschall Paul von Hindenburg, der Chef der Obersten

Heeresleitung - OHL, fordert in einem Brief an den Reichskanzler Friedrich Ebert ultimativ       die

Stärkung der Macht der Reichsleitung,   die sofortige Einberufung der Nationalversammlung noch

im Dezember,   die Beseitigung der Soldatenräte,   die Ausschaltung der Arbeiterräte sowie   aller

Revolutionsorgane mit Ausnahme der Reichsleitung.   Das Vorgesetztenverhältnis und alle damit

zusammenhängenden Bestimmungen sind „restlos“ wiederherzustellen und die Soldatenräte aus

der Truppe zu entfernen. 
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8. Dezember 1918 – Ebert verweigert sich dem Putschvorhaben der OHL

Berlin * Reichskanzler Friedrich Ebert verweigert sich dem Putschvorhaben der Obersten

Heeresleitung - OHL. Mit dem preußischen Kriegsminister Schëuch und dem Vollzugsrat handelt

Ebert die Modalitäten des Truppeneinzugs aus.    Der erzielte Kompromiss läuft den

Putschplänen der Heeresleitung entgegen. Denn es sollen nur Berliner Truppenteile mit

begrenzter Menge an Taschenmunition in der Hauptstadt einziehen. Außerdem sollen sie von

Arbeiterabordnungen eskortiert werden. 

8. Dezember 1918 – Die Oberste Heeresleitung lehnt den Kompromiss ab

Kassel * Die Oberste Heeresleitung - OHL lehnt den Kompromiss zwischen Reichskanzler

Friedrich Ebert, dem preußischen Kriegsminister und dem Vollzugsrat zum Truppeneinzug in

Berlin ab.    Der OHL-Plan war der Einzug von „zuverlässigen Divisionen“ bestehend aus 150.000

Mann, in voller Kriegsausrüstung mit schweren Waffen und Munition, die einen entsprechend

erfolgreichen Putsch und die Niederschlagung der Revolution durchsetzen sollten. 

9. Dezember 1918 – Es führt der Terror

Kassel - Berlin * Generalquartiermeister Wilhelm Groener wirft Reichskanzler Friedrich Ebert in

einem Brief vor, „dass nicht die Regierung und der Kriegsminister führen, sondern der Terror“. 

9. Dezember 1918 – Die OHL will ihren Putsch durchführen

Kassel - Berlin * Die Oberste Heeresleitung - OHL erteilt General Lequis die Anweisung, im Sinne

Hindenburgs „selbstständig zu handeln, nötigenfalls alle entgegenstehenden Anweisungen von

Regierungsorganen oder militärischen Stellen, auch des Kriegsministers, abzulehnen“.   

Reichskanzler Friedrich Ebert wird anschließend von der Anweisung in Kenntnis gesetzt. Sie will

den Putsch durchziehen - möglichst mit Ebert, notfalls aber auch ohne ihn. 

9. Dezember 1918 – Ein Eid auf die Republik und die provisorische Regierung

Berlin * Bei Verhandlungen zwischen dem Rat der Volksbeauftragten und dem Vollzugsrat wird

ein Kompromiss gefunden, der den am nächsten Tag einziehenden Frontsoldaten erlaubt,
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Munition mitzuführen, aber keine Maschinengewehre, keine schweren Waffen und keine

Panzerfahrzeuge.    Die Truppen müssen sich verpflichten, „ihre ganze Kraft in den Dienst der

jetzigen provisorischen Regierung zu stellen“. Reichskanzler Ebert vereidigt einige dieser

Einheiten - symbolisch für das gesamte Offizierskorps - auf die Republik und die provisorische

Regierung. 

10. Dezember 1918 – Spontan, disziplinwidrig und unaufhaltsam löst sich die Truppe auf

Berlin * Die Garde-Kavallerie-Schützen-Division und das Bundesbataillon ziehen durch das

Brandenburger Tor in Berlin ein.     Sebastian Haffner schreibt später darüber: „Die Truppe hatte

sofort nach Eberts Begrüßungsansprache begonnen, sich aufzulösen - spontan, disziplinwidrig,

unaufhaltsam. […] Der Krieg war zu Ende, alle waren froh, dass sie ihn lebend überstanden

hatten, alle wollten nach Hause - und Weihnachten stand vor der Tür. Sie waren nicht mehr zu

halten.“ 

10. Dezember 1918 – Der Putsch der OHL wird vertagt

Kassel * Die Oberste Heeresleitung - OHL schreckt vor einer militärischen Besetzung Berlins -

ohne die Zustimmung oder gar gegen den Widerstand des Reichskanzlers Friedrich Ebert - in

letzter Minute zurück. Der Putsch wird vertagt. 

13. Dezember 1918 – Die Arbeiter- und Soldatenräte als Störfaktor bezeichnet

Berlin * Dem Reichskanzler Friedrich Ebert geht der Einfluss der Arbeiter- und Soldatenräte zu

weit: „So kann es nicht weitergehen, wir blamieren uns vor der Geschichte und der ganzen Welt.

[…] Das Herum- und Hineinregieren der Arbeiter- und Soldatenräte muss aufhören.“    Schon

zuvor wurde von der Regierung heftige Kritik an den als Störfaktor angesehenen Arbeiter- und

Soldatenräten geübt, bei denen sich um „die Organisationen der Unordnung“ handle. 

18. Dezember 1918 – Die Oberste Heeresleitung droht dem Rat der Volksbauftragten

Kassel * Die Oberste Heeresleitung - OHL reagiert scharf auf die vom Kongress der Arbeiter- und

Soldatenräte Deutschlands beschlossenen Hamburger Punkte. Reichskanzler Friedrich Ebert

wird massiv unter Druck gesetzt, weil sie Chaos, Niedergang, Bolschewismus und Wehrlosigkeit
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befördern.    Generalfeldmarschall Paul von Hindenburg und Generalquartiermeister Wilhelm

Groener erklären gegenüber dem Rat der Volksbeauftragten ihren Rücktritt, falls die Hamburger

Punkte angenommen und umgesetzt werden.    „Die Verantwortung für alle Folgen würde vor

dem deutschen Volke und der gesamten Welt sowie vor der Geschichte denjenigen zufallen, die

diese Resolution durchsetzen würden.“ 

20. Dezember 1918 – Die Hamburger Punkte werden abgeschwächt

Kassel - Berlin * Generalquartiermeister Wilhelm Groener reist nach Berlin, um über die

Umsetzung der Hamburger Punkte mit dem Rat der Volksbeauftragten und dem Zentralrat zu

verhandeln. Die Sache geht „dank Eberts geschickter Unterstützung, der wie wenige die Kunst

des Abbiegens verstand, aus wie das Hornberger Schießen“, so Groeners Resümee.    Der Rat

der Volksbeauftragten und der Zentralrat verständigen sich darauf, den Beschluss des

Kongresses der Arbeiter- und Soldatenräte Deutschlands zunächst nicht in Kraft treten zu lassen.

Die Hamburger Punkte sollen für das Feldheer keine Anwendung finden. Außerdem sollen

Ausführungsbestimmungen erlassen werden.    Genau diese Vorgehensweise hat der Kongress

zwei Tage vorher ausdrücklich abgelehnt. 

21. Dezember 1918 – Reichskanzler Ebert streicht der Volksmarinedivision den Lohn

Berlin * Weil aus Sicht der Regierung Ebert die Volksmarinedivision die Vereinbarung vom 13.

Dezember zur Reduzierung der Mannschaftsstärke und der Räumung des Stadtschlosses und

des Marstalls nicht nachgekommen ist, wird beschlossen, die an diesem Tag fällige Löhnung in

Höhe von insgesamt 80.000 Mark „erst nach Räumung des Schlosses und der Herausgabe aller

Schlüssel an die Stadtkommandantur“ zu zahlen. 

23. Dezember 1918 – Die Oberste Heeresleitung droht Reichskanzler Ebert

Kassel - Berlin * Als Generalquartiermeister Wilhelm Groener von der gütlichen Einigung erfährt,

übt er heftige Kritik an dieser Vorgehensweise. In einem Telefonat mit dem Reichskanzler

Friedrich Ebert erklärt er, dass es so nicht geht. „Wenn Sie gefangen gesetzt sind, und von der

Truppe befreit werden, muss die Truppe auch die Möglichkeit haben, die Gegner […] nach

Kriegs- und Standrecht zu behandeln. Wenn so etwas noch einmal vorkommt, kann ich mit Ihnen

nicht mehr weiter zusammengehen; denn dann verderben Sie uns die Truppe“.    Einen von

Groener vorgeschlagenen Angriff am nächsten Tag auf die im Stadtschloss und im Marstall
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befindlichen Angehörigen der Volksmarinedivision stimmt Ebert zu diesem Zeitpunkt noch nicht

zu. 

23. Dezember 1918 – Verhandlungen ohne die USPD-Volksbeauftragten

Berlin * Um 23 Uhr findet in der Reichskanzlei eine Besprechung zwischen dem Kriegsminister

Heinrich Schëuch und den MSPD-Volksbeauftragten Friedrich Ebert, Philipp Scheidemann und

Otto Landsberg statt. Der Koalitionspartner, die USPD-Volksbeauftragten Hugo Haase, Wilhelm

Dittmann und Emil Barth sind nicht anwesend und werden auch an den weiteren Vorbereitungen

nicht beteiligt.    Immer wieder wird der Kontakt mit der Führung der Volksmarinedivision

hergestellt, ob der Stadtkommandant Otto Wels und seine beiden mitgefangenen Mitarbeiter

inzwischen freigelassen worden sind. 

24. Dezember 1918 – Reichskanzler Ebert gibt dem Kriegsminister eine Blankovollmacht

Berlin * Zwischen 0:30 und 1:00 Uhr erklärt Reichskanzler Friedrich Ebert sein Einverständnis

zum Angriff auf das Stadtschloss und den Marstall. „Die Situation war sehr ernst, und wir haben

dann den Kriegsminister gebeten, das Erforderliche zu veranlassen, um Wels zu befreien.“ 

24. Dezember 1918 – Die Garde-Soldaten werden von der Bevölkerung abgedrängt

Berlin * Um 9:10 Uhr kapitulieren die Verteidiger des Stadtschlosses und des Marstalls. Sie

zeigen die weißen Fahnen. Stadtkommandant Otto Wels wird sofort freigelassen.    Zur

Entwaffnung kommt es nicht mehr, da die Matrosen der Volksmarinedivision während dieser

Feuerpause Unterstützung durch die dem Polizeipräsidenten Emil Eichhorn von der USPD

unterstellte Republikanische Sicherheitswehr erhalten.    Das Gerücht eines gegenrevolutionären

Putsches macht die Runde. In kürzester Zeit ziehen tausende Arbeiter, Frauen und Kinder zum

Stadtschloss. Die Lage dreht sich. Jetzt sind plötzlich die Soldaten der

Garde-Kavallerie-Schützen-Division die Bedrohten. Gefangene Matrosen werden befreit, die

Garde-Soldaten von der Bevölkerung eingeschlossen und abgedrängt.    Reichskanzler Friedrich

Ebert gibt den Befehl zur sofortigen Einstellung der Kämpfe. Die

Garde-Kavallerie-Schützen-Division muss abziehen und in der Universität Schutz suchen.

Begleitet werden sie von der ihnen wenig freundlich gesinnten Bevölkerung. Die Demonstration

ist inzwischen auf 100.000 Menschen angewachsen.    Die Oberste Heeresleitung - OHL und

Generalquartiermeister Wilhelm Groener haben eine fürchterliche Niederlage erlitten und sind
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grandios gescheitert. 

27. Dezember 1918 – Gustav Noske wird zur Krisensitzung geladen

Berlin * Reichskanzler Friedrich Ebert bittet den in Kiel - im Sinne der Reichsregierung - so

erfolgreichen Gustav Noske zu einer Krisensitzung nach Berlin, um an den Beratungen über die

künftige Entwicklung mitzuwirken.    Der MSPD-Mann Noske vertritt die Ansicht, dass geschossen

werden muss, wenn „sich dies zur Wiederherstellung der Ordnung als notwendig erweisen sollte,

und zwar auf jeden, der der Truppe vor die Flinte läuft“.    Das Ziel ist, die radikale Linke

auszuschalten, was jedoch mit den Volksbeauftragten der USPD nicht machbar sein wird,

weshalb diese schnellstens ihre Funktionen niederlegen sollten. Möglichst von sich aus. 

28. Dezember 1918 – Die USPD-Volksbeauftragten werden ausgebremst

Berlin * Das Kabinett Ebert [= Rat der Volksbeauftragten] tagt gemeinsam mit dem Zentralrat. Die

USPD-Volksbeauftragten fordern vom Zentralrat die Beantwortung von acht Fragen im

Zusammenhang mit den Vorgängen vom 23./24. Dezember und damit Konsequenzen gegenüber

dem Koalitionspartner von der MSPD.    Der Zentralrat, dem kein Unabhängiger angehört,

unterstützt natürlich die MSPD-Volksbeauftragten. 

29. Dezember 1918 – Die USPD-Volksbeauftragten treten zurück

Berlin * Kurz nach Mitternacht erklären die Vertreter der Unabhängigen Sozialdemokraten -

USPD (Hugo Haase, Wilhelm Dittmann und Emil Barth) während der Sitzung der

Volksbeauftragten und dem Zentralrat - sehr zur Freude der MSPD - ihren Rücktritt. Sie wollen

Deutschland in Richtung eines Rätestaats verändern.    Bereits um 0:15 Uhr teilt Reichskanzler

Friedrich Ebert den Austritt der USPD aus dem Rat der Volksbeauftragten der Presse mit. 

29. Dezember 1918 – Gustav Noske und Rudolf Wissell zu Volksbeauftragte gewählt

Berlin * Um 9 Uhr treten die MSPD-Volksbeauftragten mit dem Zentralrat erneut zusammen, um

endgültig über die Nachfolge der ausgeschiedenen Regierungsmitglieder zu beraten und noch

am Nachmittag die neue Zusammensetzung auf Flugblättern zu veröffentlichen.    Der Zentralrat

wählt einstimmig zwei Vertreter der Mehrheitssozialdemokraten - MSPD  in den Rat der
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Volksbeauftragten. Es sind dies: Gustav Noske und Rudolf Wissell.    Alleiniger Vorsitzender ist

nun Friedrich Ebert, der sich für eine Wahl zur Verfassungsgebenden Nationalversammlung

einsetzt. Das Deutsche Reich soll möglichst bald eine demokratisch legitimierte Regierung

bekommen. 

4. Januar 1919 – Berlins Polizeipräsident Emil Eichhorn wird abgesetzt

Berlin * Der Berliner Polizeipräsident Emil Eichhorn von der USPD wird durch den Rat der

Volksbeauftragten abgesetzt.    Eichhorn verweigerte am 24. Dezember 1918 den Befehl des

Reichskanzlers Friedrich Ebert und der zwei anderen MSPD-Volksbeauftragten, Philipp

Scheidemann und Otto Landsberg, die im Berliner Stadtschloss und im Marstall einquartierte

Volksmarinedivision mit der ihm unterstellten Republikanischen Sicherheitswehr zu bekämpfen,

um den als Geisel genommenen Stadtkommandanten Otto Wels [MSPD] zu befreien. Für Ebert

gilt Emil Eichhorn deshalb als unzuverlässig. 

6. Januar 1919 – Verhandlungsversuche mit Reichskanzler Friedrich Ebert

Berlin * Der Revolutionsausschuss verhandelt auf Vermittlung der USPD-Leitung mit

Reichskanzler Friedrich Ebert. Die zwölfköpfige Verhandlungskommission besteht aus sechs

Vertretern der USPD und der gleichen Zahl der Revolutionären Obleute. Die KPD will sich an den

Verhandlungen nicht beteiligen. 

6. Januar 1919 – Lebende Schutzschilde vor Regierungsgebäuden

Berlin * Ein Teil der Berliner Bevölkerung stellt sich hinter die Regierung Ebert und sichert als

lebende Schutzschilde die Regierungsgebäude. 

7. Januar 1919 – Die Verhandlungen mit der Regierung werden vertagt

Berlin * Am Nachmittag sind die Verhandlungen zwischen dem Revolutionsausschuss und

Reichskanzler Friedrich Ebert sowie dem Rat der Volksbeauftragten kurz vorm Scheitern. Man

vertagt sich auf den nächsten Tag. 

7. Januar 1919 – Gustav Noske erhält den Oberbefehl über die Truppen in und um Berlin
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Berlin * Der Volksbeauftragte für Heer und Marine, Gustav Noske [MSPD], erhält von

Reichskanzler Friedrich Ebert den Oberbefehl über die Truppen in und um Berlin.       Es ergehen

Aufrufe zur Aufstellung weiterer Freikorps in Berlin.   Außerdem befiehlt Noske die telefonische

Überwachung aller Mitglieder des Revolutionsausschusses, um sie später festzunehmen. Dazu

werden 50 ausgesuchte Offiziere in allen Berliner Postämtern eingesetzt. 

8. Januar 1919 – Chance zur gewaltfreien Beilegung des Konflikts vertan

Berlin * Die Verhandlungen zwischen dem Revolutionsausschuss und dem Rat der

Volksbeauftragten scheitern an der beiderseitigen Kompromissunfähigkeit. Damit ist die Chance

zur gewaltfreien Beilegung des Konflikts vertan. 

13. Januar 1919 – Dank an die braven Truppen der Republik

Berlin * Der Rat der Volksbeauftragten [= Regierung Ebert] dankt „den braven Truppen der

Republik“, denen es gelungen ist, „aus eigener Kraft und durch Unterstützung der Bevölkerung

einen Aufstand niederzuwerfen, der alle freiheitlichen Errungenschaften der Revolution zu

vernichten drohte“. Der Januaraufstand, der als Spartakusaufstand in die Geschichte einging, ist

niedergeschlagen. 

13. Januar 1919 – Zivilisten müssen alle Schusswaffen abgegeben

Berlin * Die Regierung Ebert verordnet, dass       die Zivilbevölkerung innerhalb von 24 Stunden

alle Schusswaffen abgeben muss.   Zuwiderhandlungen werden mit Geld- und Gefängnisstrafen

geahndet. 

14. Januar 1919 – Der neue Tagungsort der Reichsregierung ist Weimar

Berlin - Weimar * Um dem Druck der starken linksgerichteten Arbeiterschaft auszuweichen,

drängt Friedrich Ebert bereits im Dezember 1918 auf die Verlagerung der Regierung aus der

Reichshauptstadt. Untersucht werden die vier Standorte Bayreuth, Nürnberg, Jena und Weimar.

An diesem 14. Januar wird das Deutsche Nationaltheater in Weimar als künftiger Tagungsort

bestimmt. 
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4. Februar 1919 – Anfrage zur Regierungsbeteiligung an die USPD

Berlin * Die SPD-Fraktion diskutiert über eine mögliche Regierungsbeteiligung der USPD.    Man

beschließt eine Anfrage, ob die Unabhängigen „auf der Grundlage des Bekenntnisses zur

parlamentarischen Demokratie, d.h. zu einer Staatsform, die in jeder Beziehung durch den Willen

der Mehrheit des Volkes bestimmt wird, mithin unter Ausschaltung jeder Putschtaktik“ in die

„Regierungsmehrheit“ eintreten will.    Das Amt des Reichspräsidenten will Friedrich Ebert

übernehmen, Philipp Scheidemann soll Reichskanzler werden.&nbsp;

17. Februar 1919 – Die bayerische Revolution nahm mir die letzte Hoffnung

Karlsruhe&nbsp;* Der ehemalige Reichskanzler Max von Baden schreibt an den Ex-Kronprinzen

Rupprecht von Bayern folgende Zeilen:&nbsp;„Dein schönes Bayern, das ich so liebe, war mir

eine furchtbare Enttäuschung. Nie hätte ich es für möglich gehalten, dass es seine Wittelsbacher

verjagen würde. Die bayerische Revolution nahm mir die letzte Hoffnung, die Monarchie

wenigstens südlich des Mains zu retten.“&nbsp;

17. April 1919 – Bernhard Dernburg löst Eugen Schiffer ab

Weimar * Bernhard Dernburg, DDP, übernimmt im Kabinett Scheidemann von Eugen Schiffer,

DDP, die Funktionen des stellvertretenden Reichsministerpräsidenten [= stellvertretender

Reichskanzler] und des Finanzministers. 

18. April 1919 – Die Kautsky-Dokumente zur Kriegsschuldfrage werden nicht veröffentlicht

Weimar * Dem Kabinett Scheidemann liegt die Dokumentensammlung zur Kriegsschuldfrage vor.

Diese wurde im November 1918 an Karl Kautsky von der USPD in Auftrag gegeben.&nbsp;Die

Dokumente belegen, dass die deutsche Reichsregierung im Juli 1914&nbsp;Österreich-Ungarn

zum Krieg gegen Serbien gedrängt hat und damit die Hauptverantwortung für den Ausbruch des

Ersten Weltkriegs trägt.    Nach ausführlichen Beratungen empfiehlt Reichsministerpräsident

Philipp Scheidemann von der Veröffentlichung der Kautsky-Dokumente vorerst Abstand zu

nehmen.&nbsp;

21. Juni 1919 – Matthias Erzberger wird Reichsminister der Finanzen
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Berlin * Unter dem Reichskanzler Gustav Bauer wird Matthias Erzberger zum Reichsminister der

Finanzen. 

28. Januar 1920 – Ein Attentatsversuch auf Reichsfinanzminister Matthias Erzberger

Berlin * Auf Matthias Erzberger, den Reichsminister der Finanzen, wird ein Attentat versucht, als

er in Berlin-Moabit das Gerichtsgebäude verlässt. Die zwei Schüsse feuert der ehemalige

Fähnrich Oltwig von Hirschfeld ab. Eine Kugel verletzt Erzberger leicht an der Schulter, die

andere prallt an einem Metallgegenstand in seiner Tasche ab. 

5. September 1920 – Adolf Hitler hält im Münchner-Kindl-Keller eine Rede vor 3.000 Zuhörern

München-Au * Adolf Hitler hält im Münchner-Kindl-Keller eine Rede vor 3.000 Zuhörern, in der er

die Juden verurteilt, da sie hinter dem Elend Deutschlands stecken. Wenn man erst mal die

Macht habe, so sagt Hitler weiter, dann „werde man den Fetzen von einem Friedensvertrag

zerreißen”.  Der NSDAP-Parteivorsitzende führt aus, dass Deutschland zwar geknebelt und

wehrlos ist, sich aber nicht vor einem Krieg gegen Frankreich scheuen darf. Seine Rede beendet

er mit dem Schiller-Wort: „Wir wollen sein ein einig Volk von Brüdern, nicht trennen uns in Not

und Gefahr“.

1921 – Adolf Hitler ist häufig Gast in der Deutschen Eiche

München-Isarvorstadt * Zwischen 1921 und 1923 ist Adolf Hitler häufig Gast in der Deutschen

Eiche. Die Parteizentrale der Nazis befindet sich in der Corneliusstraße.

29. August 1921 – Eine Republikschutz-Verordnung wird erlassen

Berlin * Nach der Ermordung des bayerischen USPD-Vorsitzenden Karl Gareis am 9. Juni und

dem tödlichen Anschlag auf den Reichsminister der Finanzen, Matthias Erzberger, am 26. August

erlässt Reichspräsident Friedrich Ebert eine Republikschutz-Verordnung zur Wiederherstellung

der öffentlichen Sicherheit und Ordnung. 

1922 – Adolf Hitler und der „sprichwörtliche Giesinger“
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Berlin - Wien - Giesing * Adolf Hitler sagt: „Den widerwärtigen italienischen Typ - den haben wir

auch. Wenn ich denke, Wien-Ottakring, München-Giesing, Berlin-Pankow!     Vergleiche ich den

unangenehmen südlichen Typ mit dem unangenehmen Typen bei uns, so ist schwer zu sagen,

welcher unsympathischer ist“.

27. August 1922 – Der Deutsche Katholikentag in München wird eröffnet

München - München-Maxvorstadt * Der Deutsche Katholikentag in München wird eröffnet. Für die

anreisenden Zehntausenden von Gläubigen wird ein großer Festgottesdienst auf

dem Königsplatz abgehalten, bei dem sich die katholische Kirche mit eindrucksvollem Gepränge

darstellt. Die Straßen der Stadt sind mit Fahnen geschmückt, nur

das Schwarz-Rot-Gold der Weimarer Republik ist demonstrativ vergessen worden.  Kardinal

Michael von Faulhaber enthält sich bei dieser zur politischen Kundgebung umgestalteten

Veranstaltung weder politischer noch demokratiefeindlicher Äußerungen und ruft in seiner

Ansprache zum Kampf der Kirche gegen den Staat auf:  „Wehe dem Staat,     der seine

Rechtsordnung und Gesetzgebung nicht auf den Boden der Gebote Gottes stellt,  der eine

Verfassung schafft ohne den Namen Gottes,   der die Rechte der Eltern in seinem Schulgesetz

nicht kennt,   der die Theaterseuche und die Kinoseuche nicht fernhält von seinem Volk,   der

Gesetze gibt, die die Ehescheidung erleichtern,   die die uneheliche Mutterschaft in Schutz

nehmen“.    Diesem Satz folgt ein - von den dicht gedrängten Besuchern stürmisch bejubelter -

rhetorischer Tiefschlag gegen die Republik und ihrer Gründer: „Die Revolution war Meineid und

Hochverrat und bleibt in der Geschichte erblich belastet und mit dem Kainsmal gezeichnet“.

Diese Worte wirken, wie Faulhaber später einmal recht zufrieden feststellt, wie eine Bombe. Der

Kardinal versagt sich damit wieder einmal - mit seiner ganzen Autorität und in der Öffentlichkeit -

der Weimarer Republik und bereitet damit - ohne das möglicherweise direkt zu beabsichtigen -

Adolf Hitler den Weg.  Schon damals stellt die sozialdemokratische Münchener Post unter der

Überschrift „Wohin des Wegs, Herr Kardinal?“ fest: „Seine Ansichten sind ein Beweis für den

Machthunger der römischen Kirche und ihres Klerus, die nicht mit dem Staat in Frieden und

Verträglichkeit zusammenleben, sondern ihn um jeden Preis beherrschen wollen.“    Die in

Anwesenheit der Spitzen von Kirche, Staat und Gesellschaft gemachten Aussagen

des Kardinals führen allerdings auch zu einem „weltweit hallenden Eklat“ und veranlasst die -

konservative - Reichsregierung, sich bei Papst Pius XI. zu beschweren. Damit, dass sich ein

Widerstand derjenigen Katholiken formiert, die im neuen Staat ehrlich mitarbeiten wollen, hat

Faulhaber nicht gerechnet. 

13. Januar 1923 – Mit passivem Widerstand gegen die Besatzer
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Berlin * Reichskanzler Wilhelm Cuno verkündet den „passiven Widerstand“ gegen die Besatzer

des Ruhrgebiets und verweigert jegliche Zusammenarbeit. In der Folge wird die Inflation immer

weiter angeheizt. 

April 1923 – Die erste persönliche Begegnung zwischen Adolf Hitler und Dr. Fritz Gerlich

Maxvorstadt * Es kommt zur ersten persönlichen Begegnung zwischen Adolf Hitler und Dr. Fritz

Gerlich in der Richard-Wagner-Straße 27. Gerlich zweifelt bereits zu dieser Zeit an Hitlers

intellektuellen Fähigkeiten.

26. September 1923 – Abbruch des passiven Widerstands im Ruhrgebiet

Berlin * Reichskanzler Gustav Stresemann gibt den Abbruch des „passiven Widerstands“ im

Ruhrgebiet und die Wiederaufnahme der Reparationslieferungen bekannt. 

6. November 1923 – Kardinal Faulhaber verweigert sich gegenüber Reichskanzler Stresemann

Kreuzviertel * Erzbischof Michael von Faulhaber, der seit dem Kriegsende nicht müde wird zu

betonen, dass die Ausschaltung der Kirchen aus dem öffentlichen Leben Anstand, Sitte,

öffentliche Moral und Autoritätsglauben untergraben, verweigert sich aber gegenüber dem

Reichskanzler&nbsp;Gustav Stresemann, als ihn dieser im Oktober 1923 bittet, „sich in den

Dienst der Sache der sittlichen Wiedergeburt zu stellen“.&nbsp;    Zwei Tage vor dem

sogenannten Hitler-Ludendorff-Putsch&nbsp;teilt ihm der Kardinal&nbsp;mit, dass er für eine

Mitarbeit „aus gesundheitlichen Gründen und aus kirchenrechtlichen Bedenken“ nicht zur

Verfügung steht. Ansonsten meint er aber, „daß die Kirche es als eine Gewissenspflicht

empfindet, an der sittlichen Wiedergeburt des Volkes, im Besonderen an dem Abbau der

Kritiksucht und an der Pflege des Autoritätssinnes, an dem Abbau- der Selbstsucht und an der

Pflege des Opfersinnes nach Kräften mitzuarbeiten.“&nbsp;&nbsp;    Weitere allgemein gehaltene

und nicht zur Problemlösung beitragende Floskeln folgen.&nbsp;

9. November 1923 – Der Marsch zur Feldherrnhalle

München-Maxvorstadt * Beim Hitler-Ludendorff-Putsch&nbsp;ist das Kriegsministerium&nbsp;ein

Zwischenziel des „Marsches nach Berlin“, der jedoch an der Feldherrnhalle&nbsp;gestoppt wird.  
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 Ernst Röhm besetzt im Auftrag Hitlers mit 400 Bewaffneten sein eigenes Bürohaus, in dem er

Stabsoffizier&nbsp;war. Ohne Erfolg!

1925 – Faulhabers Buch: „Deutsches Ehrgefühl und katholisches Gewissen“

München * Erzbischof Michael von Faulhaber veröffentlicht ein Buch mit dem Titel: „Deutsches

Ehrgefühl und katholisches Gewissen“.  Zunächst stellt er fest, dass „darüber zu urteilen, was

katholisch ist oder was an das Wesen des Katholizismus greift, [...] Sache des kirchlichen

Lehramtes“ ist. Im nächsten Satz gibt er sich als Träger dieses Lehramtes aus. Und dann beginnt

er zu politisieren.     Benito Mussolini, der im Oktober 1922 mit seinem „Marsch auf Rom“ die

Macht in Italien an sich gerissen hatte und die Verfassung nach seinen Vorstellungen abänderte,

wurde vom Kardinal hoch gelobt, da „das Oberhaupt des italienischen Faschismus [...] die Geister

des Kulturkampfes [...] bis heute mit fester Hand [...] im Zaun gehalten“ habe.     Gleich darauf

lässt Faulhaber seine Bewunderung für den deutschen Faschistenführer folgen, wenn er schreibt:

„Adolf Hitler wußte besser als die Diadochen seiner Bewegung, daß die deutsche Geschichte

nicht erst 1870 und nicht erst 1517 begann, daß für die Wiederaufrichtung des deutschen Volkes

die Kraftquellen der christlichen Kultur unentbehrlich sind, daß mit Wotanskult und Romhaß das

Werk der Wiederaufrichtung nicht geleistet werden kann.   Als Mann des Volkes kannte er auch

die Seele des süddeutschen Volkes besser als andere und wußte, daß mit seiner Bewegung, die

in ihrer Kehrseite Kampf gegen Rom ist, die Seele des Volkes nicht erobert wird“.    Das Buch

erscheint wohlgemerkt in dem Jahr,       in dem die NSDAP neu gegründet worden ist,   in dem

Adolf Hitler für mehrere Jahre ein Auftrittsverbot erhalten hat,   in dem der erste Band von Hitlers

„Mein Kampf“ erscheint und   in dem die berüchtigte Schutzstaffel - SS gegründet wird. 

16. Februar 1925 – Das Verbot der NSDAP wird in Bayern aufgehoben

München * Der Ausnahmezustand&nbsp;und das Verbot der NSDAP&nbsp;werden in Bayern

aufgehoben. Damit ist der Weg für eine Parteineugründung frei.&nbsp;Das auch, nachdem Hitler

dem bayerischen Ministerpräsidenten&nbsp;Heinrich Held [BVP] die Erklärung gegeben hatte,

nur mehr im Rahmen der Verfassung agieren zu wollen.&nbsp;

27. Februar 1925 – Adolf Hitler gründet im Bürgerbräukeller die NSDAP neu

München-Haidhausen * Adolf Hitler gründet nach seiner Haftentlassung im Bürgerbräukeller die

NSDAP neu. In seiner Rede über „Deutschlands Zukunft und unsere Bewegung“, in der er den
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Bürgerkrieg ankündigt und bemerkt, es gehe dabei entweder der Feind über seine Leiche oder er

über die Leiche des Feindes. Das führt zu Hitlers Redeverbot in öffentlichen Versammlungen. Bis

zum 5. März 1927 kann die NSDAP nur mehr geschlossene Veranstaltungen durchführen.

1927 – Sie sehen in Adolf Hitler den neuen „Heiland und Erlöser“

Thüringen * Seit dem Jahr 1927 sammeln ehemals bayerische Pfarrer in Thüringen Protestanten,

die den „völkischen Enthusiasmus“ an die Stelle des „christlichen Glaubensbekenntnisses“ setzen

und in Adolf Hitler den neuen „Heiland und Erlöser“ sehen.

November 1929 – Adolf Hitler zieht in eine 317 Quadratmeter große Neun-Zimmer-Wohnung

München-Haidhausen * Adolf Hitler zieht aus seinem kleinen Zimmer im Lehel hinauf in das noble

Viertel um das Prinzregententheater, in eine 317 Quadratmeter große Neun-Zimmer-Wohnung.

Sein sozialer und politischer Aufstieg ist durch das Großbürgertum gefördert und finanziert

worden.    Hugo Bruckmann hilft Hitler bei der Finanzierung der Wohnung, nachdem sich der

Vermieter zunächst skeptisch zeigt, ob denn der neue Mieter überhaupt in der Lage ist, die

Jahresmiete von 4.176 Reichsmark bezahlen zu können. Erst nachdem Bruckmann für die

pünktliche Bezahlung der Miete bürgt, wird der Mietvertrag abgeschlossen.    Geli Raubal, Hitlers

Nichte, zieht ebenfalls in die Wohnung ihres Onkels am Prinzregentenplatz 16 ein. Das

Medizinstudium gibt „Geli“ nach einem Semester auf, da sie „Wagner-Sängerin“ werden will.

Hitler bezahlt den Gesangsunterricht. Doch ihre begrenzte Begabung und das Leben im Glanz

des aufstrebenden Polit-Stars lenkt sie stark von intensiver Gesangsarbeit ab.

18. September 1931 – Angelika Maria „Geli“ Raubal begeht Selbstmord

München-Haidhausen * Die 23-jährige „Privatstudierende“ Angelika Maria „Geli“ Raubal begeht in

Adolf Hitlers Wohnung am Prinzregentenplatz 16 Selbstmord durch Erschießen. Es handelt sich

dabei um eine Tochter von Hitlers Halbschwester Angela Raubal.    Die schweren Verletzungen

und die weitere Umstände, über die die Münchener Post berichtet, signalisieren der Öffentlichkeit

den Verdacht auf ein Verbrechen. Die Staatsanwaltschaft beauftragt deshalb sofort den

Polizeiarzt, die Leiche nochmals zu untersuchen.
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21. September 1931 – Geli Raubal’s Leichnam überraschend freigegeben

München - Wien • Die Ermittlungsbehörden geben überraschend den Leichnam von Hitlers

Nichte Geli Raubal zur Bestattung frei, ohne eine Obduktion anzuordnen. Ungewöhnlich rasch

wird die Tote nach Wien überführt, wo sie bereits am 23. September auf dem

Zentralfriedhof beerdigt wird.

6. März 1932 – Dr. Fritz Gerlich kommentiert Auszüge aus Hitlers „Mein Kampf“

München * Dr. Fritz Gerlich kommentiert Auszüge aus Hitlers „Mein Kampf“ und identifiziert Alfred

Rosenberg, den Chefredakteur des Völkischen Beobachters, als den eigentlichen „geistigen und

weltanschaulichen Führer des Nationalsozialismus“, der „turmhoch über dem kleinen

Dekorationsmaler aus Braunau steht“.    Rosenberg hat in seinem Buch „Mythos des 20.

Jahrhunderts“ klar Position gegen deutsch-christliche und speziell katholische Ideen bezogen.

10. April 1932 – Hitlers schlechtes Ergebnis im Wahlkreis Oberbayern-Schwaben

Deutsches Reich&nbsp;* Bei der Stichwahl um das Amt des Reichspräsidenten&nbsp;zwischen

Paul Hindenburg und Adolf Hitler erzielt der Führer der NSDAP&nbsp;im Wahlkreis

Oberbayern-Schwaben&nbsp;mit 24,9 Prozent das drittschlechteste Ergebnis im gesamten Reich

(36,8 Prozent).&nbsp;

20. Juli 1932 – Es kommt zum sogenannten Preußenstaatsstreich

Berlin * An diesem Tag kommt es zum sogenannten Preußenstaatsstreich. Mit Vollmacht des

Reichspräsidenten Paul von Hindenburg setzt Reichskanzler Franz von Papen die

sozialdemokratische Preußische Staatsregierung ab und ernennt sich selbst zum

Reichskommissar für Preußen.     Die preußischen Ministerien werden durch die

Reichswehr besetzt und die Minister unter Gewaltandrohung aufgefordert, ihre Amtsräume zu

verlassen. Preußen erhält den Status eines Reichslandes, das ohne eigene Regierung, von der

Reichsregierung mit der linken Hand mitregiert wird. Das bedeutet das Ende der staatlichen

Eigenexistenz Preußens, womit die diplomatische Vertretung an der Prinzregentenstraße

überflüssig geworden ist.    Die Schack-Galerie wird seither - bis zum Jahr 1939 - von der Berliner

Schlösserverwaltung betreut. Mit dem Verschwinden der Preußischen Gesandtschaft geht aber

auch ein Stück bayerische Eigenständigkeit verloren.
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26. April 1933 – Die SPD protestiert gegen die Ernennung Hitlers zum Ehrenbürger

München-Graggenau * Die SPD protestiert gegen die Ernennung des Reichskanzlers Adolf Hitler

und des Reichsstatthalters Franz Ritter von Epp zu Münchner Ehrenbürgern. Das ist der Anlass,

weshalb die NSDAP-Stadträte die SPDler bei der nächsten Sitzung aus dem Sitzungssaal

prügeln werden.      In einer Erklärung lehnt die NSDAP „jede weitere Zusammenarbeit mit den

marxistischen Arbeiterverrätern“ ab. Die SPD-Stadträte fordert sie auf, „sofort und ein für allemal

aus der Gemeindevertretung zu verschwinden“. 

22. Juli 1933 – Reichskanzler Hitler unterstützt die Deutschen Christen

Berlin * Noch am Vorabend der Kirchenwahlen macht Hitler in einer Rundfunkrede klar, was die

evangelischen Christen zu wählen haben:    „Die Kräfte einer lebendigen Bewegung. Diese Kräfte

sehe ich in jenem Teil des evangelischen Kirchenvolkes in erster Linie versammelt, die als

Deutsche Christen bewusst auf den Boden des NS-Staates getreten sind“.

8. November 1933 – Adolf Hitler eröffnet im Sterneckerbräu das NSDAP-Parteimuseum

München-Angerviertel * Reichskanzler Adolf Hitler eröffnet im ehemaligen Sterneckerbräu das

Parteimuseum der NSDAP. Es wird zur Wallfahrtsstätte der Nationalsozialisten&nbsp;und zum

Magneten für Einheimische und Fremde. 20 Pfennig kostet der Eintritt zu den museal

hergerichteten Räumen.    Im Rahmen der alljährlichen pompösen Veranstaltungen am 9.

November zur Erinnerung an den Hitler-Ludendorff-Putsch 1923 findet beim Marsch vom

Bürgerbräukeller zur Feldherrnhalle&nbsp;eine Gedenkminute vor dem Sterneckerbräu

statt.&nbsp;

6. Januar 1934 – Kardinal Faulhaber verteidigt Adolf Hitler

München-Kreuzviertel * Kardinal Michael von Faulhaber wird nicht müde, Adolf Hitler gegen

Angriffe zu verteidigen. „Ich betone wiederholt: Der Reichskanzler will Christentum, man kann

nicht sagen, er will Heidentum.“ 

30. Januar 1934 – Bischöflicher Fahnenschmuck zum Jahrestag der Machtübernahme
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München-Kreuzviertel * Am ersten Jahrestag der Machtübernahme durch die Nationalsozialisten

lässt Kardinal Michael von Faulhaber das Erzbischöfliche Palais mit Fahnen schmücken. In sein

Tagebuch schreibt er: „Die Übernahme war legal, also feiern.“ 

26. März 1934 – Kardinal Faulhaber nimmt Hitler erneut in Schutz

München-Kreuzviertel * Kardinal Michael von Faulhaber schreibt: „Ich nehme Hitler in Schutz,

dass er guten Willen und staatsmännische Fähigkeiten habe.“&nbsp;

24. Juli 1934 – Faulhaber: „Gott erhalte unseren Reichskanzler“

München-Kreuzviertel * Kardinal Michael von Faulhaber schreibt an Adolf Hitler:  „Was die alten

Parlamente und Parteien in sechzig Jahren nicht fertigbrachten, hat Ihr staatsmännischer

Weitblick in sechs Monaten weltgeschichtlich verwirklicht. […] Uns kommt es aufrichtig aus der

Seele: Gott erhalte unseren Reichskanzler“. 

16. November 1934 – Hitler entmachtet die Deutsche Studentenschaft

Berlin - München-Haidhausen * Reichskanzler Adolf Hitler überträgt auf Antrag des

Reichserziehungsministers Bernhard Rust dem Nationalsozialistischen Deutschen

Studentenbund die gesamte politisch-weltanschauliche Erziehung der Studentenschaft und

entmachtet damit faktisch die Deutsche Studentenschaft.   Damit ist der Antrag des Kuratoriums

auf Anerkennung der Stiftung Maximilianeum als studentisches Kameradschaftshaus

gegenstandslos geworden.

1. Oktober 1935 – General Walter von Rückenau übernimmt den Wehrkreis VII

München * Nachfolger von Wilhelm Adam als Kommandierender General im Wehrkreis VII wird

General Walter von Rückenau, der als einer der wenigen Vertrauten Adolf Hitlers im

Generalstab gilt.

1936 – Hitlers Wohnung am Prinzregentenplatz
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München-Haidhausen * Rüstungsminister Albert Speer, ein enger Vertrauter und schon aus

diesem Grund ganz bestimmt kein Kritiker des als „Führer“ bezeichneten Parteivorsitzenden,

Reichskanzlers und Reichspräsidenten Adolf Hitler, beschreibt dessen Neun-Zimmer-Wohnung

am Prinzregentenplatz 16 folgendermaßen:     „Ich wurde zunächst in einen Vorraum

eingelassen, der mit Andenken oder Geschenken niedrigen Niveaus vollgestellt war.  Auch die

Möblierung zeugt von schlechtem Geschmack. [...] Hitlers Wohnung war die eines Privatmannes

von mittleren Einkommen, etwa eines Studienrats, des Filialleiters einer Depositenkasse, eines

kleinen Geschäftsmannes.  Die Einrichtung war von kleinbürgerlichem Zuschnitt.

Reichgeschnitzte, massiv eichene Herrenzimmermöbel, Bücher hinter Glastüren, gestickte Kissen

mit zärtlichen Inschriften oder kräftigen Parteiwünschen. In einer Zimmerecke stand eine

Richard-Wagner-Büste, an den Wänden hingen, in breiten Goldrahmen, idyllische Malwerke der

Münchner Schule.  Nichts verriet, daß der Inhaber dieser Wohnung seit drei Jahren deutscher

Reichskanzler war. [...]“

4. November 1936 – Faulhabers Unterredung mit Adolf Hitler

Obersalzberg * Kardinal Michael von Faulhaber ist ein Leben lang stolz auf seine Aussagen vom

Deutschen Katholikentag. Er brüstet sich sogar damit noch bei seiner - problematischen -

dreistündigen Unterredung mit Adolf Hitler auf dem Obersalzberg: „1922 habe ich den

marxistischen Umsturz von 1918 und 1919 als ‚Meineid und Hochverrat‘ bezeichnet und trotz

aller Bedrohungen das Wort nicht zurückgenommen.“    Nach seinem selbst verfassten Protokoll

trat er Adolf Hitler mit folgenden Worten gegenüber: „Sie sind als das Oberhaupt des Deutschen

Reiches für uns gottgewollte Autorität, rechtmäßige Obrigkeit, der wir im Gewissen Ehrfurcht und

Gehorsamkeit schulden.“

24. November 1936 – Faulhaber berichtet über die Harmonie am Obersalzberg

München-Kreuzviertel * Kardinal Michael von Faulhaber erstattet seinen Amtsbrüdern auf der

Bayerischen Bischofskonferenz Bericht über das Treffen mit Adolf Hitler und schwärmt ihnen von

der „Harmonie am Obersalzberg“ vor. Daraufhin beschließen sie, ihre „loyale und positive

Einstellung gegenüber der heutigen Staatsform und gegenüber dem Führer zum Ausdruck zu

bringen“.

30. Dezember 1936 – Faulhabers Unterstützung im Abwehrkampf gegen den Bolschewismus
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München-Kreuzviertel * In dem von Kardinal Michael von Faulhaber selbst verfassten

Hirtenbrief schreibt er: „Der Führer möge versichert sein, dass wir Bischöfe ihn in seinem

weltgeschichtlichen Abwehrkampf gegen den Bolschewismus mit moralischen Mitteln in jeder

Weise unterstützen.“ 

1937 – Auf Befehl Adolf Hitlers werden 289 Bäume des Englischen Gartens gefällt

München-Maxvorstadt * Auf Befehl Adolf Hitlers wird die Königinstraße zwischen der

Von-der-Thann-Straße und der Veterinärstraße von 10 auf 30 Meter erweitert. 289 Bäume des

Englischen Gartens müssen deshalb gefällt werden.

7. Juni 1938 – Hitler ordnet den Abriss der Hauptsynagoge an

München-Kreuzviertel * Nach dem Besuch einer Veranstaltung im benachbarten Künstlerhaus

ordnet Reichskanzler und NSDAP-Führer Adolf Hitler persönlich den Abriss der Münchner

Hauptsynagoge an der Herzog-Max-Straße an. Die Nationalsozialisten begründen die Maßnahme

offiziell mit „städtebaulichen und verkehrstechnischen Gründen“. Tatsächlich handelt es sich um

einen ideologisch motivierten Akt gegen die jüdische Gemeinde und eines der frühesten

sichtbaren Zeichen der verschärften Verfolgungspolitik des NS-Regimes.   Mit der Zerstörung der

Hauptsynagoge verliert die Israelitische Kultusgemeinde ihr bedeutendstes religiöses und

repräsentatives Zentrum. Der Abriss markiert einen weiteren Schritt auf dem Weg zur

vollständigen Entrechtung und Verdrängung der jüdischen Bevölkerung aus dem öffentlichen

Leben.

8. Juni 1938 – Die jüdische Gemeinde wird vor vollendete Tatsachen gestellt

München-Kreuzviertel * Am Tag nach Hitlers Befehl setzt die Stadt die Repräsentanten der

Israelitischen Kultusgemeinde von der Entscheidung zum Abriss der Hauptsynagoge in Kenntnis.

Zugleich erfahren sie, dass das Grundstück an der Herzog-Max-Straße 3–7 für 185.000

Reichsmark an die Stadt zu veräußern ist. Ein Einspruch gegen die Maßnahme oder gar

Widerstand kommen unter den politischen Bedingungen des NS-Regimes nicht in Betracht.  

Noch am selben Abend organisiert die Gemeinde einen letzten Gottesdienst in der Synagoge.

Zahlreiche Gemeindemitglieder nehmen Abschied von ihrem religiösen und kulturellen Zentrum,

dessen bevorstehende Zerstörung das Ende einer Epoche jüdischen Lebens in München

symbolisiert.
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8. Juli 1938 – Abriss der Hauptsynagoge unter Zeitdruck 

München-Kreuzviertel * Die Abbrucharbeiten an der Hauptsynagoge erfolgen unter erheblichem

Zeitdruck. Adolf Hitler verlangt, dass sie spätestens bis zum „Tag der Deutschen Kunst“ am 8.

Juli 1938 vollständig beseitigt ist. Die Zerstörung des Gotteshauses soll rechtzeitig vor den

repräsentativen Feierlichkeiten des NS-Regimes abgeschlossen sein und aus dem Stadtbild

verschwinden.   Der beschleunigte Abriss unterstreicht den symbolischen Charakter der

Maßnahme, mit der die Nationalsozialisten die jüdische Präsenz im Zentrum Münchens

demonstrativ tilgen wollen.

9. November 1938 – Die Reichskristallnacht nimmt ihren Anfang

München-Graggenau * Im Alten Rathaus treffen sich Hitler, Goebbels, Göring, Himmler und der

Rest der NSDAP-Führungselite zu einem „geselligen Beisammensein“, als die Nachricht vom

Tode des deutschen Legationssekretärs Ernst vom Rath eintrifft.    Da der Täter jüdischer

Abstammung ist, liefert Raths Tod den Vorwand für eine groß angelegte jüdische Kampagne, die

als Reichskristallnacht in die Geschichte eingehen wird.

9. November 1938 – Propagandaminister Goebbels hält eine antisemitische Hassrede

München-Graggenau * Nach Bekanntwerden des Todes von Ernst vom Rath hält

Reichspropagandaminister Joseph Goebbels umgehend eine antisemitische Hasstirade in der er

zur Rache und zur Vergeltung am Weltjudentum aufruft.    Die Nationalsozialisten sind bestens

vorbereitet, denn noch kurz vor Mitternacht ergeht ein Fernschreiben an alle deutschen

Polizeistellen. Darin heißt es:       „Es werden in kürzester Frist in ganz Deutschland Aktionen

gegen Juden, insbesondere gegen deren Synagogen stattfinden.   Sofern sich in Synagogen

wichtiges Archivmaterial befindet, ist dieses durch eine sofortige Maßnahme sicherzustellen.   Es

ist vorzubereiten die Festnahme von etwa 20.000 bis 30.000 Juden im Reiche. Es sind

auszuwählen vor allem vermögende Juden.“      Der SS-Gruppenführer und Chef der

Sicherheitspolizei, Reinhard Heydrich, präzisiert die Befehle in einem weiteren Fernschreiben.      

Dort ist zu lesen, dass die Polizei und die Dienststellen der NSDAP gemeinsam die

Demonstrationen leiten sollen.   Und: „Es dürfen nur solche Maßnahmen getroffen werden, die

eine Gefährdung deutschen Lebens oder Eigentums nicht mit sich bringen. Zum Beispiel

Synagogenbrände nur, wenn keine Brandgefahr für die Umgebung ist“.      Durch ein im Jahr

1937 angefertigtes Verzeichnis der Münchner jüdischen Gewerbebetriebe wissen die

NS-Parteiorgane und Schlägertrupps genau wo sie zuschlagen und so die „verbrecherische Tat
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des jüdischen Mordbuben“ rächen müssen.

1. September 1939 – Adolf Hitler erlässt den Euthanasiebefehl

Berlin * Der Euthanasiebefehl Hitlers, wird zwar erst Ende Oktober 1939 geschrieben, aber auf

den 1. September 1939 rückdatiert. „Träger minderwertigen Erbgutes“ (siehe 14. Juli 1933) gelten

den Nazis als „lebensunwertes Leben“. Das geheime Ermächtigungsschreiben Adolf Hitlers hat

die planmäßige Tötung von 100.000 Erwachsenen und 20.000 Kindern zur Folge.     Die

Verwirklichung des Euthanasieprogramms soll vor der Öffentlichkeit geheim gehalten werden,

weshalb die unmittelbar Hitler unterstellte Kanzlei des Führers der NSDAP mit der Vorbereitung

und Durchführung der Tötungsmaßnahmen beauftragt wird. Die Euthanasie-Aktion wird inoffiziell

als Aktion T 4 bezeichnet, nach dem Sitz der zuständigen Dienststelle in der Berliner

Tiergartenstraße 4.    Um keinen Verdacht zu erregen, werden in den Tötungsanstalten eigene

Standesämter zur Ausstellung der Todesurkunden eingerichtet. Die Angehörigen erhalten eine

Mitteilung, dass der Kranke „unerwartet an einer Krankheit“ gestorben und bereits eingeäschert

worden ist.

2. September 1939 – Die evangelische Kirche steht hinter Hitlers Krieg mit Polen

München * Mit einem Aufruf des Geistlichen Verwaltungsrates stellt sich die evangelische Kirche

hinter Hitler und seinen Krieg mit Polen. 

8. November 1939 – Faulhaber beglückwünscht Hitler zu seiner „glücklichen Rettung“

München-Kreuzviertel * Kardinal Michael von Faulhaber schreibt nach dem Attentat von Georg

Elser auf Adolf Hitler im Bürgerbräukeller diesem ein Telegramm und beglückwünscht ihn zu

seiner „glücklichen Rettung“. Zudem bittet er Gott, „er möge auch ferner seinen schützenden Arm

über Sie halten“. 

August 1941 – Hitler lässt den Euthanasiebefehl einstellen

Berlin * Hitler lässt die Tötungsaktionen aus dem Euthanasiebefehl einstellen, weil trotz

strengster Geheimhaltung Tatsachenberichte an die Öffentlichkeit dringen. Dennoch fallen bis

1945 noch Tausende von Menschen in den Heilanstalten der Euthanasie zum Opfer.
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13. Dezember 1943 – Gewissensbisse zum Tyrannenmord

München-Bogenhausen * Der Wehrmachtsoffizier Ludwig Freiherr von Leonrod sucht seinen

Beichtvater Dr. Hermann Wehrle in der Bogenhausener Georgs-Kirche auf. Ihn plagen

Gewissensbisse, seit er von Claus Graf Schenk von Stauffenberg in die Attentatspläne auf Hitler

eingeweiht worden ist. Er will wissen, wie die katholische Kirche zum „Tyrannenmord“ steht.

26. August 1944 – Faulhabers Treueverhältnis gegenüber dem Führer

München-Kreuzviertel * Das Attentat vom 20. Juli 1944 bezeichnet Kardinal Michael von

Faulhaber als „furchtbares Verbrechen“. In seiner Vernehmung vom 26. August „überschlug er

sich geradezu in der Ablehnung und Verurteilung des Anschlags [...] und in seinem

Treueverhältnis gegenüber dem Führer“.

30. April 1945 – Hitler begeht Selbstmord

Berlin * Nach dem Suizid des Reichskanzlers Adolf Hitler zerfällt die Führung des „Dritten

Reiches“ innerhalb weniger Tage. In seinem politischen Testament bestimmt Hitler Großadmiral

Karl Dönitz zu seinem Nachfolger als Reichspräsident. 

1. Mai 1945 – Großadmiral Karl Dönitz wird Reichspräsident

Plön * Großadmiral Karl Dönitz, Adolf Hitlers testamentarisch ernannter Nachfolger als

Reichspräsident, erhält die Nachricht vom Selbstmord des Reichskanzlers. 

1946 – Den Nazigrößen wird die Münchner Ehrenbürgerwürde aberkannt

München * Paul von Hindenburg, Franz Ritter von Epp, Franz Xaver Schwarz, Adolf Hitler und

Hermann Göring werden die Münchner Ehrenbürgerwürde aberkannt.

15. Oktober 1948 – Adolf Hitlers Nachlass wird vor der Spruchkammer München geregelt

München * Um Hitlers Nachlass zu regeln, wird ein Verfahren vor der Spruchkammer
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München eingeleitet. Rechtsanwalt Otto Gritschneder übernimmt pro forma die Verteidigung des

Ehepaares Adolf und Eva Hitler, geborene Braun, „in absentia“.    Dabei wird der „Führer“ als

Hauptschuldiger eingestuft und sein gesamtes Vermögen zugunsten des Landes

Bayern eingezogen. Dazu zählen auch die Autorenrechte für „Mein Kampf“.    Ein Antrag von

Adolf Hitlers Schwester, Paula Wolf, auf Auszahlung des ihr im Testament des Bruders

zugedachten Erbteiles wird vom Gericht abgelehnt und das Testament selbst für ungültig erklärt.

14. Dezember 1950 – Hitlers persönliche Habe wird entdeckt

München-Haidhausen * Hitlers persönliche Habe wird entdeckt, nachdem seine

Haushälterin Anni Winter die persönliche Hinterlassenschaft ihres Arbeitgebers für 180.000

DMark zum Kauf anbietet. Einer der Kaufinteressenten ist jedoch ein getarnter Beamter der

Kriminalpolizei.
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